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BEKANNTMACHUNGEN

2. SATZUNG ZUR ÄNDERUNG DER 
SATZUNG DER STADT KREFELD ZUR 
REGELUNG DER FÖRDERUNG VON KIN-
DERN IN KINDERTAGESPFLEGE VOM 
10.07.2020
vom 17.06.2023

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 10.05.2023 auf-
grund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW 1994, S. 666), der §§ 3, 5, 22, 22a, 23, 
24, 43, 72a, 79, 80 und 90 des Sozialgesetzbuches (SGB) Achtes 
Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe – (SGB VIII) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022) und der §§ 
2, 3, 4, 5, 6, 8, 9, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 46, 49, 51 des Gesetzes zur 
frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz 
– KiBiz) – Sechstes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes – SGB VIII - vom 30.10.2007 (GV NRW 2007, S. 462), 
in den zurzeit geltenden Fassungen die folgende Satzung zur Än-
derung der Satzung der Stadt Krefeld zur Regelung der Förderung 
von Kindern in Kindertagespflege vom 10.07.2020 beschlossen:

I.
1.) § 1 Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst: Zahlungen eines an-
gemessenen Entgelts für Mahlzeiten sind nur nach Prüfung durch 
die zuständige Fachberatung des Jugendamtes möglich. Die An-
gemessenheit ist insbesondere abhängig vom Alter des betreuten 
Kindes, der Art der Mahlzeitenzubereitung und dem Umfang der 
Betreuung. Die Obergrenze für ein angemessenes Entgelt für Mahl-
zeiten wird beginnend mit dem 01.01.2024 jährlich zu Beginn ei-
nes Kalenderjahres vom Jugendamt auf der Grundlage der Kosten 
für die Verpflegung im Kitabereich für unter Dreijährige und unter 
Berücksichtigung der allgemeinen Inflationsrate für Lebensmittel 
(Stand 31.12. des Vorjahres) festgelegt. Unterschieden werden die 
beiden Betreuungsumfänge bis 39 Stunden und ab 40 Stunden. 
Auf Antrag einer Kindertagespflegeperson kann in begründeten 
Ausnahmefällen von dieser Regelung abgewichen werden.

II.

1.) In § 3 Absatz 1, Satz 1 wird der Halbsatz „vorrangig online 
über „TPF-Online“, sobald diese Meldemöglichkeit zur Verfügung 
steht.“ ergänzt.

III.

1.)	 In	§	5	Absatz	4	wird	die	Ziffer	„4“	durch	die	Ziffer	„5“	ersetzt.	

IV.

1.) § 7 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: Der Beginn der Betreu-
ung eines Kindes in Kindertagespflege, ist durch die in § 2 Absatz 
2 dieser Satzung genannten Unterlagen im Voraus nachzuweisen. 
Umfang und Beendigung der Betreuung eines Kindes in Kinder-
tagespflege sind durch die jeweils gültigen, von der Kindertages-
pflegeperson und den Erziehungsberechtigten unterschriebenen, 
Originalbögen zur Veränderung /Abmeldung sowie im Falle einer 
Veränderung zusätzlich durch eine Kopie des geänderten Betreu-
ungsvertrages nachzuweisen. Verspätet eingereichte Nachweise 
werden im Regelfall erst ab dem Monat berücksichtigt, in dem sie 
eingereicht werden (Datum Poststempel Ersteingang). Im Sinne 
von Satz 1 verspätet eingereichte Nachweise zum Betreuungsbe-
ginn werden im Regelfall erst ab dem Monat berücksichtigt, der 
auf den Monat der Einreichung folgt (Datum Poststempel Erstein-
gang). Zur Berücksichtigung im aktuellen Monat sind die Nach-
weise spätestens bis zum Zehnten des Monats beim Fachbereich 
Jugendhilfe	und	Beschäftigungsförderung	–	Abteilung	Kinder	ein-
zureichen.

V.

1.) § 8 wird um einen neuen Absatz 3 ergänzt, der folgenden 
Wortlaut	enthält:	Wird	öffentlich	geförderte	Kindertagespflege	von	
einer geeigneten Person in städtischen Kindertageseinrichtungen 
im	Rahmen	flexibler	Öffnungszeiten	gemäß	§	48	Kinderbildungs-
gesetz (KiBiz) durchgeführt, erhält diese Person keine Sachleis-
tung. Es wird unterstellt, dass keine Sachaufwendungen entste-
hen. Kranken-, Pflege-, Renten- und Unfallversicherung werden 
nach	Maßgabe	des	§	23	SGB	VIII	vom	Jugendamt	erstattet.

2.) § 8 Absatz 3 wird zu § 8 Absatz 4

3.) § 8 Absatz 4 wird zu § 8 Absatz 5

4.) Im neuen § 8 Absatz 5 werden die Buchstaben e) und f) wie 
folgt neu gefasst: e) Stufe E: nachgewiesene erfolgreiche Teilnah-
me	an	der	Qualifizierung	nach	dem	Kompetenzorientierten	Qualifi-
zierungshandbuch Kindertagespflege (QHB, 300 Unterrichtsstun-
den, inklusive nachgewiesenem Kolloqium) oder nachgewiesene 
erfolgreiche	 Teilnahme	 an	 der	 Aufbauqualifizierung	 nach	 dem	
Kompetenzorientierten	 Qualifizierungshandbuch	 Kindertages-
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pflege (QHB, 140 Unterrichtsstunden, inklusive nachgewiesenem 
Kolloqium),	zertifiziert	nach	Bundesverband,	sowie	ein	Nachweis	
über Vernetzung.
f) Stufe F: nachgewiesene erfolgreiche Teilnahme an einer Fortbil-
dung im Umfang von mindestens 40 Unterrichtsstunden zusätzlich 
zur	 nachgewiesenen	 erfolgreichen	 Teilnahme	 an	 der	 Qualifizie-
rung	nach	dem	Kompetenzorientierten	Qualifizierungshandbuch	
Kindertagespflege (QHB, 300 Unterrichtsstunden, inklusive nach-
gewiesenem Kolloqium), oder zur nachgewiesenen erfolgreichen 
Teilnahme	an	der	Aufbauqualifizierung	nach	dem	Kompetenzori-
entierten	Qualifizierungshandbuch	Kindertagespflege	 (QHB,	 140	
Unterrichtsstunden, inklusive nachgewiesenem Kolloqium), zerti-
fiziert	nach	Bundesverband,	sowie	ein	Nachweis	über	Vernetzung.	
Zur Beibehaltung dieser Stufe ist ein Nachweis über eine erneute 
erfolgreiche Teilnahme an einer Fortbildung im genannten Umfang 
spätestens nach fünf Jahren zu erbringen.

5.) § 8 Absatz 5 wird zu § 8 Absatz 6

6.) § 8 Absatz 6 wird zu § 8 Absatz 7

7.) § 8 Absatz 7 wird zu § 8 Absatz 8.

8.)	 Im	neuen	§	8	Absatz	8	wird	die	Ziffer	„6“	
	 durch	die	Ziffer	„7“	ersetzt.

9.) § 8 wird um einen neuen Absatz 9 ergänzt, der folgenden 
Wortlaut enthält: Kindertagespflegepersonen, die angehende Kin-
dertagespflegepersonen	während	der	Qualifizierung	als	Mentor/
in begleiten, erhalten je Praktikumsbegleitung einmalig den Pau-
schalbetrag für fünf Stunden laufende Geldleistung, abhängig von 
ihrer	Qualifikationsstufe,	gemäß	Anlage	1	dieser	Satzung.

VI.

1.) § 9 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: Anerkannte Unfallversi-
cherung	im	Sinne	dieser	Satzung	ist	die	der	Berufsgenossenschaft	
für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege. Beiträge zur Unfall-
versicherung gelten unter Bezugnahme auf das durchschnittliche 
Jahreseinkommen der Kindertagespflegeperson als angemessen, 
sobald die geltende Mindestversicherungssumme überschritten 
wird. Übersteigen Beiträge zur Unfallversicherung den angemes-
senen	Wert	gemäß	Satz	2,	wird	die	Erstattung	prozentual	um	den	
Wert reduziert, um den die Jahresversicherungssumme das Ein-
kommen der letzten zwölf Monate übersteigt. Bis zu zehn Prozent 
Abweichung zwischen Jahresversicherungssumme und Einkom-
men	der	letzten	zwölf	Monate	werden	toleriert.	Befindet	sich	die	
Abweichung in diesem Bereich wird der Erstattungsbetrag nicht 
anteilig	 reduziert.	 Befindet	 sich	 die	 Abweichung	 oberhalb	 von	
zehn	Prozent	wird	gemäß	Satz	3	die	Erstattung	reduziert,	nachdem	
von der Abweichung zehn Prozent abgezogen wurden.

VII.

1.) In § 10 Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt … haben“ durch die Worte „tätig sind“ ersetzt.

VIII.

1.) § 11 Absatz 8 wird wie folgt neu gefasst: In durch die Stadt 

Krefeld	öffentlich	geförderter	Kindertagespflege	werden	bis	zu	30	
urlaubs- oder fortbildungsbedingte betreuungsfreie Werktage im 
Jahr	finanziert,	wenn	die	Kindertagespflegestelle	mindestens	fünf	
Tage	pro	Woche	und	ein	volles	Jahr	geöffnet	hat.	Ist	eine	Kinderta-
gespflegestelle abweichend von Satz 1 weniger als fünf Tage pro 
Woche	 geöffnet,	 berechnen	 sich	 die	 finanzierten	 urlaubs-	 oder	
fortbildungsbedingten betreuungsfreien Tage anteilig im Sinne 
des	Tarifvertrags	für	den	öffentlichen	Dienst	(TVöD).	 Ist	eine	Kin-
dertagespflegestelle abweichend von Satz 1 weniger als ein volles 
Jahr	geöffnet	berechnen	sich	die	finanzierten	urlaubs-	oder	fortbil-
dungsbedingten betreuungsfreien Tage anteilig nach der Anzahl 
der	Monate,	an	denen	die	Stelle	geöffnet	war.	Verfügungstage,	die	
vom Jugendamt angeboten werden, werden den 30 betreuungs-
freien Tagen nicht angerechnet. Diese Tage sind von der Kinder-
tagespflegeperson mit den Erziehungsberechtigten abzustimmen 
und im Betreuungsvertrag festzuhalten. Ist hier im Ausnahmefall 
eine Notfallbetreuung notwendig, erhält die vertretende Kinder-
tagespflegeperson die für die Vertretungsbetreuung zustehenden 
Leistungen	vom	Jugendamt	gemäß	der	jeweiligen	Qualifikations-
stufe. Die betreuungsfreien Werktage sind dem Jugendamt je 
Kalenderjahr, spätestens im November des laufenden Kalender-
jahres,	 vorzulegen.	 Für	Schließungen	 am	24.12.	 und	 31.12.	wird	
jeweils ein halber Urlaubstag angerechnet.

IX.

Im Übrigen bleibt die Satzung zur Regelung der Förderung von Kin-
dern in Kindertagespflege unverändert.

X.

Diese	Änderungssatzung	tritt	am	01.08.2023	in	Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die	vorstehende	Satzung	wird	hiermit	öffentlich	bekanntgemacht.

Hinweis:

Gem. § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung wird darauf hinge-
wiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung gegenüber der Stadt 
Krefeld nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die	Satzung	 ist	nicht	ordnungsgemäß	öffentlich	bekanntge-
macht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld	vorher	gerügt	und	dabei	die	verletzte	Rechtsvorschrift	
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Krefeld, den 17. Juni 2023   
Der Oberbürgermeister
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SATZUNG DES 
WASSER- UND BODENVERBANDES 
DER MITTLEREN NIERS
Aufgrund § 58 Wasserverbandsgesetz (WVG) vom 12.02.1991 
(BGBl. I S. 405) hat der Verbandsausschuss des Wasser- und Bo-
denverbandes der Mittleren Niers am 28.10.2016 die folgende 
Satzung als Art. 7a der Änderungssatzung zur am 28.02.1983 mit 
Geltung vom 01.01.1984 beschlossenen Verbandssatzung des 
Wasser- und Bodenverbandes der Mittleren Niers in der Fassung 
des Änderungsbeschlusses vom 02.12.1988 beschlossen. 
Geändert durch Änderungssatzung vom 26.08.2022 (§§ 1, 7, 10, 
11,12, 15, 16, 20, 23, 25, 28, 37, 38, 45, Abschnitte IV und V der 
Veranlagungsregeln)

§ 1
Name, Rechtsstellung, Rechtsform, Sitz

(zu §§ 1, 3, 6 WVG)

(1) Der Verband führt den Namen "Wasser- und Bodenverband 
der Mittleren Niers".

(2) Er ist Behörde nach § 1 Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 
12.	November	1999	i.V.m.	§	1	Abs.	1,	§§	18	ff.	des	Gesetzes	
über die Organisation der Landesverwaltung (Landesorgani-
sationsgesetz – LOG NRW) vom 10. Juli 1962 und Wasser- und 
Bodenverband im Sinne des Gesetzes über Wasser- und Bo-
denverbände (Wasserverbandsgesetz – WVG) vom 12. Febru-
ar 1991 (BGBl. I S. 405) in der jeweils gültigen Fassung.

(3) Der	Verband	ist	Körperschaft	des	öffentlichen	Rechts	und	hat	
seinen Sitz in Grefrath. Er führt folgendes Dienstsiegel:

(4) Der Wasser- und Bodenverband der Mittleren Niers ist Rechts-
nachfolger

 » des Wasser- und Bodenverbandes der    
Niers- und Nordkanal-Niederung bzw.

 » der	Genossenschaft	für	die	Melioration	der		 	
Niers- und Nordkanal-Niederung,

 » des Wasserverbandes am Schleckbach,
 » des Wasserverbandes Willicher Flöth,
 » des Wasser- und Bodenverbandes Broeckhuyser Heide,
 » des Wasser- und Bodenverbandes Wankumer Heide.

§ 2
Verbandsgebiet
(zu §§ 3, 6 WVG)

(1) Das Verbandsgebiet ist das oberirdische Einzugsgebiet 

der Niers ab der Einmündung des Triethbaches bis zur 
Gemeindegrenze Wachtendonk-Straelen (km 3.600 des 
Niersabschnittes Eisenbahnbrücke Mönchengladbach/Kor-
schenbroich-Süchteln bis km 11.250 des Niersabschnittes 
Grefrath-Holtheyde).

(2) Das Verbandsgebiet ergibt sich im Einzelnen aus einer Über-
sichtskarte	im	Maßstab	1:20.000	oder	größer,	die	am	Sitz	des	
Verbandes zur Einsichtnahme ausliegt.

§ 3
Aufgaben

(zu §§ 2, 5 WVG)

(1) Der Verband hat in seinem Verbandsgebiet zur Aufgabe:

a) den	Ausbau	einschließlich	des	naturnahen	Rückbaus	und	die	
Unterhaltung	 der	 oberirdisch	 fließenden	 Gewässer,	 jeweils	
auch zum Zwecke des Hochwasserschutzes,

b) die	 Regelung	 des	 Wasserabflusses	 einschließlich	 des	 Aus-
gleichs der Wasserführung und der Sicherung des Hochwas-
serabflusses	der	oberirdisch	fließenden	Gewässer,

c) die	technischen	Maßnahmen	zur	Bewirtschaftung	der	oberir-
disch	fließenden	Gewässer,

d) den Ausbau und die Unterhaltung der Entwässerungsgräben 
zur Flächenentwässerung, soweit diese nicht bereits durch 
Absatz 1 Buchstabe a) abgedeckt sind oder im Sinne des Abs. 
5 zu behandeln sind,

e) die Abfallentsorgung (Einsammeln, Befördern, Verwerten 
und Beseitigen des Abfallgutes) im Zusammenhang mit der 
Durchführung der Verbandsaufgaben.

(2) Darüber hinaus kann der Verband, durch Beschluss des 
 Verbandsausschusses, folgende Aufgaben übernehmen:

a) den Bau und die Unterhaltung von Anlagen in, an oder über 
oberirdisch	fließenden	Gewässern	zu	wasserwirtschaftlichen	
Zwecken, ausgenommen Anlagen von Versorgungs- und Ver-
kehrsträgern,

b) den Bau, Ausbau und die Unterhaltung der land- und forst-
wirtschaftlichen	 Wege	 einschließlich	 der	 zugehörigen	 Brü-
ckenbauwerke.

(3) Ausgenommen von den vorgenannten Aufgaben sind die 
 Gewässer, die in Übereinstimmung mit den geltenden 
 Gesetzen und Satzungen der Unterhaltungspflicht 
 anderer Wasserverbände unterliegen. 

(4) Die Aufgaben, die dem Verband obliegen, haben die 
	 bei	Inkrafttreten	dieser	Verbandssatzung	bisher	dazu	
 Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der Verband sie im 
 Einvernehmen mit diesen übernimmt.

(5)	 Der	Verband	kann	darüber	hinaus	Aufträge	übernehmen,	
 die zwar nicht erforderlich, aber dienlich sind und mit seinen 
 Aufgaben in Zusammenhang stehen. 
	 Die	Kosten	trägt	der	Auftraggeber.	
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§ 4

Mitglieder
(zu §§ 4, 8, 9, 22, 23, 24, 25 WVG)

(1) Mitglieder des Verbandes sind

a) die im Verbandsgebiet ganz oder teilweise liegenden Städte 
und Gemeinden, 

b) die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der Grundstücke und 
Anlagen,	die	die	Unterhaltung	über	die	bloße	Beteiligung	am	
natürlichen Abflussvorgang hinaus erschweren (Erschwerer). 
Soweit auf einem Grundstück ein Erbbaurecht lastet, tritt an 
die Stelle des rechtlichen Eigentümers der Erbbauberechtigte,

c) die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der Grundstücke mit 
Anlagen, die aus der Durchführung der Verbandsaufgaben 
einen Vorteil haben oder zu erwarten haben oder denen der 
Verband die Pflicht zum Ausbau oder zur Unterhaltung ihrer 
Anlagen erleichtert oder abnimmt (Vorteilhabende). § 4 Abs. 
1 Buchstabe b) Satz 2 gilt entsprechend,

d) die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der im Verbandsgebiet 
liegenden Gewässerparzellen sowie der unmittelbar an die 
Gewässer oder Gewässerparzellen angrenzenden Grundstü-
cke (Uferanlieger). § 4 Abs. 1 Buchstabe b) Satz 2 gilt entspre-
chend, der Niersverband. 

(2) Über seine Mitglieder führt der Verband ein 
 Mitgliederverzeichnis und hält es auf dem Laufenden. 
 Es ist am Sitz des Verbandes einsehbar und nicht Bestandteil 
 der Satzung.

§ 5
Unternehmen, Plan

(zu § 5 WVG)

(1) Zur Erfüllung seiner unter § 3 aufgeführten Aufgaben hat der 
Verband	alle	Ermittlungen,	Arbeiten	und	Maßnahmen	inner-
halb des Verbandsgebietes vorzunehmen.

(2) Das Unternehmen ergibt sich aus dem Gewässer-, Entwässe-
rungsgraben-,	Anlagen-,	Liegenschafts-	und	Wegeplan	sowie	
den entsprechenden Verzeichnissen. Diese sind nicht Be-
standteil der Satzung.

(3)  Auf Durchführung zu einem bestimmten Zeitpunkt haben die 
Mitglieder keinen Anspruch.

§ 6
Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen

(zu §§ 33, 35 WVG)

(1) Der Verband ist berechtigt, Grundstücke, die die dingliche 
Mitgliedschaft	 bei	 ihm	 begründen,	 zu	 betreten	 und	 zu	 be-
nutzen, soweit dies für die Durchführung des Unternehmens 
erforderlich ist. 

(2) Die Eigentümer, Erbbau- und Nutzungsberechtigten der 
Grundstücke haben insbesondere den mit der Unterhaltung 
(Schneidung	 und	 Räumung	 etc.)	 beauftragten	 Arbeitern,	
Fahrzeugen, Maschinen und Geräten sowie deren Aufsicht 
den nötigen Zugang über ihre Grundstücke zu gestatten und 
das Entnehmen und/oder Ablagern des Mäh-, Rode-, Räum- 
und Aushubgutes auf ihren Grundstücken zu dulden.

(3) Der	Verband	darf	Grundstücke,	 die	 öffentlichen	Zwecken	die-
nen, nur mit Zustimmung der zuständigen Verwaltungsbehörde 
benutzen,	 soweit	 die	Benutzung	nicht	 durch	Rechtsvorschrift	
zugelassen ist. Die Zustimmung darf nur versagt werden, so-
weit	eine	Beeinträchtigung	der	öffentlichen	Zwecke	nicht	durch	
entsprechende	Maßnahmen	ausgeglichen	werden	kann.

(4) Der Verband wird bei der Benutzung der Grundstücke die 
berechtigten Interessen der Mitglieder an der Nutzung ihrer 
Grundstücke, soweit wie möglich, berücksichtigen.

§ 7
Besondere Pflichten der Mitglieder 

und Nutzungsberechtigten
(zu § 33 Abs. 2 WVG)

(1) Die	Bewirtschaftung	der	Grundstücke	haben	die	Eigentümer,	
Erbbau- und Nutzungsberechtigten so durchzuführen, dass 
der Verband die Möglichkeit hat, an den Gewässern und Ent-
wässerungsgräben und – sofern eine entsprechende Aufga-
benübertragung auf Grundlage des § 3 Abs. 2 erfolgt ist – an 
den	land-	und	forstwirtschaftlichen	Wegen,	die	Unterhaltung	
mit seinen Maschinen und Geräten durchzuführen. 

(2) Als Weide genutzte Grundstücke, die an ein vom Verband zu 
unterhaltendes Gewässer angrenzen, sind so einzufrieden, 
dass das Weidevieh von der Gewässer- und Entwässerungs-
grabenböschung ferngehalten wird.

(3) Die Anforderungen des Abs. 1 gelten als erfüllt, wenn insbe-
sondere Anschüttungen, Verwallungen, Dämme, Holzauf-
wuchs, Gebäude, Mauern, Zäune und Hecken, ackerbauli-
che und gartenbauliche Nutzungen, sowie sonstige Anlagen 
bzw. auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder 
über oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben 
einen Abstand von mind. 1,5 m – ab Oberkante Gewässer- 
und Entwässerungsgrabenböschung gemessen – haben. In-
nerhalb des vorgenannten Mindestabstandes stellen diese – 
auch bei Zustimmung des Verbandes zur wasserrechtlichen 
Genehmigung oder Erlaubnis – ein Erschwernis für die Ge-
wässer- und Entwässerungsgrabenunterhaltung dar, das auf 
Grundlage des § 35 Abs. 4 und der Veranlagungsregeln vom 
Verband in Form eines Erschwernisbeitrags zu veranlagen ist. 

(4) Die rechtlichen Eigentümer, Erbbau- und Nutzungsberech-
tigten der Gewässerparzellen sowie der unmittelbar an die 
Gewässerparzelle, das Gewässer oder den Entwässerungs-
graben angrenzenden Grundstücke sind verpflichtet, das 
auf ihren Grundstücken abgelagerte Mäh- und Räumgut im 
eigenen Ermessen zu beseitigen bzw. beseitigen zu lassen, 
soweit nach Ablagerung eine umgehende Beseitigung nicht 
vom Verband vorgenommen wurde.

(5) Die rechtlichen Eigentümer-, Erbbau- und Nutzungsberechtig-
ten von Anlagen in, an oder über Gewässern oder Entwässe-
rungsgräben sind verpflichtet – soweit diese Aufgaben nicht 
nach § 3 vom Verband übernommen wurden – ihre Anlagen 
so zu unterhalten, dass von ihrem baulichen Zustand keine 
zusätzlichen Erschwernisse oder Behinderungen des ord-
nungsgemäßen	 Wasserabflusses	 und	 der	 Unterhaltungsar-
beiten hervorgerufen werden.
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(6) Viehtränken, Übergänge oder ähnliche Anlagen sind so an-

zulegen und zu unterhalten, dass sie die Durchführung der 
Verbandsaufgaben nicht behindern.

§ 8
Verbandsschau

(zu §§ 44, 45 WVG)

Es wird keine Verbandsschau durchgeführt.

§ 9
Organe des Verbandes

(zu § 46 WVG)

Organe des Verbandes sind:
a) der Verbandsausschuss,
b) der Vorstand.

§ 10
Zusammensetzung des Verbandsausschusses

(zu §§ 46, 49 WVG)

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus 21 ehrenamtlichen  
Mitgliedern.

(2) Die Mitglieder nach § 4 sind im Verbandsausschuss wie  
folgt in Stimmgruppen eingeteilt: 

a) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe a):
» Stimmgruppe I a):
 Stadt Willich: 
 3 Verbandsausschussmitglieder,
» Stimmgruppe I b):
 Stadt Mönchengladbach, Stadt Kaarst, Stadt Meerbusch,  
 Stadt Korschenbroich: 
 1 Verbandsausschussmitglied,
» Stimmgruppe I c):
 Stadt Viersen: 
 3 Verbandsausschussmitglieder,
» Stimmgruppe I d):
 Gemeinde Grefrath, Stadt Nettetal:
 1 Verbandsausschussmitglied,
» Stimmgruppe I e):
 Stadt Tönisvorst, Stadt Krefeld: 
 2 Verbandsausschussmitglieder,
» Stimmgruppe I f):
 Stadt Kempen: 
 1 Verbandsausschussmitglied,
» Stimmgruppe I g):
 Gemeinde Wachtendonk, Stadt Straelen:
 1 Verbandsausschussmitglied.

 
b) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe b) und c): 
 Stimmgruppe II:
 2 Verbandsausschussmitglieder, 

c) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe d):
 Stimmgruppe III:
 6 Verbandsausschussmitglieder,

d) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe e):
 Stimmgruppe IV:
 1 Verbandsausschussmitglied.

(3) Die Verteilung der Sitze auf die Stimmgruppen berücksich-
tigt das Beitragsverhältnis der beitragszahlenden Mitglieder 
sowie	die	Betroffenheit	der	beitragslosen	Mitglieder	von	der	
Verbandsarbeit und stellt sicher, dass auch Mitgliedergrup-
pen mit geringen oder keinen Beitragszahlungen aber hoher 
Betroffenheit	von	der	Verbandsarbeit	die	Möglichkeit	haben,	
ihren	Interessen	im	Ausschuss	Gehör	zu	verschaffen.

§ 11
Wahl des Verbandsausschusses

(zu § 49 WVG)

(1) Die Verbandsausschussmitglieder werden von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern ihrer Stimmgruppe gewählt. Wahlbe-
rechtigt	ist	jedes	geschäftsfähige	Verbandsmitglied.	

a) Bei wahlberechtigten beitragszahlenden Verbandsmitglie-
dern gewährt eine im Jahr vor dem Wahljahr festgesetzte und 
tatsächlich geleistete Beitragszahlung, ohne Beiträge nach § 
37 Abs. 3, je 100 € eine volle Wahlstimme. 

b) Bei wahlberechtigten beitragslosen Verbandsmitgliedern 
gewährt	die	 sich	aus	dem	Amtlichen	 Liegenschaftskataster	
NRW (ALKIS) im Jahr vor dem Wahljahr ergebende Gesamt-
anliegerlänge zum Gewässer oder zur Gewässerparzelle, von 
den	 Grundstücken,	 die	 die	 Mitgliedschaft	 nach	 §	 4	 Abs.	 1	
Buchstabe d) begründen, je 200 lfdm eine volle Wahlstimme. 

c) Kein Wahlberechtigter hat mehr als 10 volle Wahlstimmen. 
Bei	gemeinschaftlichem	Eigentum	können	die	Wahlstimmen	
nur	gemeinschaftlich	abgegeben	werden.	Die	Berechtigung	
ist durch Vollmacht nachzuweisen.

d)  Bruchteile von Wahlstimmen nach Buchstabe a) oder b) 
werden auf 2 Dezimalstellen mathematisch gerundet.

(2) Für die Mitglieder der jeweiligen Stimmgruppe wählbar ist 
jedes	geschäftsfähige	Mitglied	 ihrer	Stimmgruppe,	das	sich	
bis	4	Wochen	vor	dem	Wahltermin	schriftlich	oder	in	Textform	
beim Verband als Wahlkandidat benannt hat. Ist das Mitglied 
eine	juristische	Person	des	öffentlichen	oder	privaten	Rechts	
oder	eine	Personengesellschaft,	so	 ist	eine	von	diesem	be-
nannte natürliche Person wählbar. Natürliche Personen sind 
nur wählbar, wenn sie zum Zeitpunkt der Wahl das 70. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben.

(3) Der genaue Zeitpunkt der Wahl wird vom Wahlvorsteher be-
stimmt. Er liegt jeweils in der Mitte der Wahlperiode des Vor-
stands. Die Wahl kann an mehreren Orten und verschiedenen 
Tagen	stattfinden.	Wahlvorsteher	ist	der	Vorstandsvorsitzende,	
in Abwesenheit der Stellvertretende Vorstandsvorsitzende. 

(4) Der Wahlvorsteher lädt die Wahlberechtigten mindestens 12 
Wochen vor dem Wahltermin. Die Ladung erfolgt durch Be-
kanntmachung gem. § 40. Sie muss Ort und Zeitpunkt der 
Wahl sowie den Hinweis auf das Benennungsrecht als Wahl-
kandidat nach Abs. 2 enthalten.

(5) Die Liste der benannten Wahlkandidaten wird 4 Wochen vor 
dem	 Wahltermin	 in	 den	 Geschäftsräumen	 des	 Verbandes	
ausgelegt. Einwendungen gegen die Liste müssen spätes-
tens	14	Tage	vor	dem	Wahltermin	schriftlich	oder	in	Textform	
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angemeldet sein. Über die Einwendungen entscheidet der 
Wahlvorsteher. Verspätete Einwendungen werden nicht be-
rücksichtigt. 

(6) Gewählt wird durch Stimmzettelabgabe. Briefwahl ist mög-
lich. Die Sitze ihrer Stimmgruppe entfallen auf die Gewählten 
der Stimmgruppe in der Reihenfolge der meisten auf sie verei-
nigten Stimmen. Bei Stimmengleichheit von Wahlkandidaten 
innerhalb einer Stimmgruppe entscheidet zwischen diesen 
das vom Wahlvorsteher zu ziehende Los über die Reihenfolge. 
Über das Wahlergebnis erstellt der Wahlvorsteher unverzüg-
lich	nach	Abschluss	des	letzten	Wahltages	eine	Niederschrift.	

(7) Die Gewählten werden vom Wahlvorsteher innerhalb von 2 
Wochen	 nach	 Erstellung	 der	 Niederschrift	 schriftlich	 über	
ihre Wahl informiert. Die Nachweispflicht obliegt dem Wahl-
vorsteher. Die Gewählten erklären innerhalb von 2 Wochen 
nach	Eingang	der	Mitteilung	schriftlich	gegenüber	dem	Wahl-
vorsteher, ob sie ihre Wahl annehmen. Eine nicht fristgerech-
te Annahmeerklärung kommt der Nichtannahme der Wahl 
gleich. Die Nachweispflicht obliegt dem Gewählten.

(8) Das Wahlergebnis nach Abs. 7 ist innerhalb von 4 Wochen 
nach	Ablauf	der	Fristen	nach	Abs.	7	gem.	§	40	öffentlich	be-
kanntzumachen.

(9) Die neu gewählten Verbandsauschussmitglieder treten inner-
halb von 8 Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
zu einer konstituierenden Verbandsausschusssitzung zusam-
men. Die Ladung erfolgt gem. § 14 Abs. 1.

§ 12
Amtszeit des Verbandsausschusses

(zu § 49 WVG)

(1) Die Amtszeit des Verbandsausschusses beträgt 5 Jahre und 
beginnt mit dem Ablauf der Fristen nach § 11 Abs. 7. Er bleibt 
grundsätzlich bis zum Ablauf der Fristen nach § 11 Abs. 7 der 
nächsten Verbandsausschusswahl im Amt. 

(2) Wenn ein Verbandsausschussmitglied vor Ablauf der Amts-
zeit ausscheidet oder ein Gewählter seine Wahl zum Ver-
bandsauschussmitglied nicht fristgerecht annimmt, rückt 
derjenige für den Rest der laufenden Amtszeit in den Ver-
bandsausschuss nach, der bei der letzten Stimmabgabe für 
die Wahl des Verbandsausschusses, in der Stimmgruppe des 
Ausscheidenden, die meisten Stimmen auf sich vereinigen 
konnte und bisher nicht Mitglied im Verbandsausschuss ist. 
Abwesenheitsnachrückungen nach Abs. 3 bleiben hierbei un-
berücksichtigt.	Trifft	dies	auf	kein	Mitglied	der	Stimmgruppe	
zu,	finden	innerhalb	der	betroffenen	Stimmgruppe	nach	§	11	
Nachwahlen nur für die Nachbesetzung statt. Das Wahlstim-
menverhältnis der Nachwahl ist dem Wahlstimmenverhältnis 
der letzten Verbandsausschusswahl gleich. Das Ergebnis die-
ser Nachwahl tritt insoweit an die Stelle des in Satz 1 gere-
gelten Verfahrens. Die ausscheidenden Verbandsausschuss-
mitglieder bleiben bis zum Ablauf der Fristen nach § 11 Abs. 
7 der Nachwahl im Amt. Nach zwei unmittelbar nacheinander 
durchgeführten jeweils ergebnislos gebliebenen Nachwahlen 
für eine Stimmgruppe, kann eine weitere Nachwahl unterblei-
ben,	bis	mindestens	ein	Mitglied	aus	der	betroffenen	Stimm-
gruppe	den	Wahlleiter	schriftlich	oder	in	Textform	auffordert,	

eine Nachwahl einzuleiten.

(3) Wenn ein Verbandsausschussmitglied aufgrund Abwesenheit 
lediglich an der Ausübung seines Amtes gehindert sein wird, 
so	teilt	es	dies	dem	Verband	unverzüglich	schriftlich	oder	in	
Textform mit. Es rückt derjenige für den Zeitraum der Abwe-
senheit entsprechend nach, der bei der letzten Stimmabgabe 
für die Wahl des Verbandsausschusses in der Stimmgruppe 
des Abwesenden die meisten Stimmen auf sich vereinigen 
konnte und bisher nicht Mitglied im Verbandsausschuss ist. 
Der Nachrücker wird durch den Verband benachrichtigt. Abs. 
2 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 

(4) Ein Verbandsausschussmitglied scheidet aus dem Ausschuss 
aus, wenn er gegenüber dem Vorstand seinen Rücktritt er-
klärt,	verstirbt	oder	seine	Mitgliedschaft	in	der	Stimmgruppe,	
für die er gewählt ist, verliert. Es ist verpflichtet, Gründe, die 
seine	 Mitgliedschaft	 entfallen	 lassen,	 unverzüglich	 gegen-
über dem Vorstand anzuzeigen.

§ 13
Aufgaben des Verbandsausschusses

(zu § 47 WVG)

Der Verbandsausschuss hat folgende Aufgaben:

(1) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, des Vor-
standsvorsitzenden sowie des Stellvertretenden Vorstands-
vorsitzenden,

(2) Beschlussfassung über Änderungen der Satzung, des Unter-
nehmens, des Planes oder der Aufgaben des Verbandes so-
wie	über	die	Grundsätze	der	Geschäftspolitik,

(3) Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung 
des Verbandes,

(4) Beschlussfassung	über	die	Definition	von	„Investitionen	grö-
ßeren	Umfangs“	i.R.v.	§	3	NRW	AGWVG,

(5) Festsetzung des Haushaltsplans sowie der Nachträge nach § 
9 Abs. 2 NRW AGWVG,

(6) Entlastung des Vorstandes,
(7) Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen für Dienst- und An-

stellungsverhältnisse der Verbandsbediensteten,
(8) Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltspla-

nes durch die Aufsichtsbehörde,
(9) Beschlussfassung	über	Rechtsgeschäfte	zwischen	Vorstands-

mitgliedern und dem Verband,
(10) Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten,
(11) Wahl der Prüfstelle.
 

§ 14
Sitzungen des Verbandsausschusses

(zu §§ 50, 74 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertre-
tende Vorstandsvorsitzende, lädt, sofern es die Verbands-
geschäfte	erfordern,	 jedoch	mindestens	einmal	 im	 Jahr	die	
Verbandsausschussmitglieder, die Vorstandsmitglieder und 
die	 Aufsichtsbehörde	 schriftlich	 oder	 in	 Textform	 mit	 min-
destens zweiwöchiger Frist zu einer Ausschusssitzung und 
teilt gleichzeitig die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen 
bedarf es keiner Frist; in der Ladung ist darauf hinzuweisen. 
Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertreten-
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de Vorstandsvorsitzende, kann bei Bedarf Dritte zu einzelnen 
Tagesordnungspunkten der Sitzungen hinzuziehen.

(2) Zu einer Verbandsausschusssitzung ist unverzüglich einzu-
laden,	 wenn	 mindestens	 ein	 Drittel	 der	 satzungsmäßigen	
Verbandsausschussmitglieder	 dies	 schriftlich	unter	Angabe	
der Beratungsgegenstände verlangt. Diese Sitzung muss in-
nerhalb	eines	Monats	nach	Eingang	des	Antrages	stattfinden.

(3) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertreten-
de Vorstandsvorsitzende, leitet die Verbandsausschusssit-
zungen. Die Mitglieder des Vorstandes sind befugt, das Wort 
zu ergreifen. Vorstandsmitglieder haben kein Stimmrecht.

(4) An	allen	Sitzungen	nimmt	der	Geschäftsführer	teil.

§ 15
Beschlussfassung im Verbandsausschuss

(zu § 50 WVG)

(1) Der Verbandsausschuss bildet seinen Willen in der Ver-
bandsausschusssitzung mit der Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden Verbandsausschussmitglieder. Jedes Verbands-
ausschussmitglied hat eine Stimme. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. Stimmenthaltungen werden bei der 
Ermittlung der für die Mehrheit erforderlichen Stimmenzahl 
nicht mitgerechnet.

(2) Der Verbandsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens 
die	Hälfte	der	satzungsmäßigen	Verbandsausschussmitglie-
derzahl vertreten ist. Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschie-
nenen ist er beschlussfähig, wenn in der Ladung mitgeteilt 
worden ist, dass ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschie-
nenen beschlossen wird.

(3) Über	die	Sitzungen	sind	Ergebnisniederschriften	zu	fertigen;	
diese sind vom Vorstandsvorsitzenden, bei dessen Abwe-
senheit von der Sitzung, vom Stellvertretenden Vorstands-
vorsitzenden, und einem Verbandsausschussmitglied zu 
unterschreiben und allen Verbandsausschussmitgliedern 
sowie den Vorstandsmitgliedern und der Aufsichtsbehörde 
zuzuleiten.

(4) Die Verbandsausschussmitglieder haben – auch nach Been-
digung ihrer Tätigkeit – über die ihnen dabei bekannt gewor-
denen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu wahren. Dies 
gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über 
Tatsachen,	die	offenkundig	sind	oder	 ihrer	Bedeutung	nach	
keiner Geheimhaltung bedürfen. 

 

§ 16
Zusammensetzung des Vorstandes

(zu §§ 52, 53 WVG)

(1) Der Vorstand besteht aus 6 ehrenamtlichen Verbandsmitglie-
dern. 

(2) Die Mitglieder nach § 4 sind im Vorstand wie folgt in Stimm-
gruppen eingeteilt:

a) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe a):
 Stimmgruppe I:
 3 Vorstandsmitglieder

b) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe b) und c):
 Stimmgruppe II:
 1 Vorstandsmitglied

c) Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe d):
 Stimmgruppe III:
 2 Vorstandsmitglieder

(3) Die Verteilung der Sitze auf die Stimmgruppen berücksich-
tigt das Beitragsverhältnis der beitragszahlenden Mitglieder 
sowie	die	Betroffenheit	der	beitragslosen	Mitglieder	von	der	
Verbandsarbeit und stellt sicher, dass auch Mitgliedergrup-
pen mit geringen oder keinen Beitragszahlungen aber hoher 
Betroffenheit	von	der	Verbandsarbeit	die	Möglichkeit	haben,	
ihren	Interessen	im	Vorstand	Gehör	zu	verschaffen.

§ 17
Wahl des Vorstands

(zu § 53 WVG)

(1) Die Vorstandsmitglieder werden von den Verbandsausschuss-
mitgliedern ihrer Stimmgruppe in einem Wahlgang gewählt.

(2) Für die Verbandsausschussmitglieder der jeweiligen 
Stimmgruppe	 wählbar	 ist	 jedes	 geschäftsfähige	 Mit-
glied ihrer Stimmgruppe, das sich bis 4 Wochen vor dem 
Wahltermin	schriftlich	oder	 in	Textform	beim	Verband	als	
Wahlkandidat benannt hat. Natürliche Personen sind nur 
wählbar, wenn sie zum Zeitpunkt der Wahl das 70. Lebens-
jahr	noch	nicht	vollendet	haben.	Die	Mitgliedschaft	im	Ver-
bandsausschuss	schließt	die	Wählbarkeit	zum	Vorstands-
mitglied aus. 

(3) Der genaue Zeitpunkt der Wahl wird vom Wahlvorsteher be-
stimmt. Er liegt jeweils in der Mitte der Wahlperiode des Ver-
bandsausschusses. Wahlvorsteher ist der noch amtierende 
Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der noch amtierende 
Stellvertretende Vorstandsvorsitzende. 

(4) Die Bekanntmachung des Wahltermins erfolgt mindestens 
12 Wochen vor dem Wahltermin gem. § 40. Sie muss Ort und 
Zeitpunkt der Wahl sowie den Hinweis auf das Benennungs-
recht als Wahlkandidat nach §§ 17 Abs. 2, 18 Abs. 2 enthalten.

(5) Die Liste der benannten Wahlkandidaten wird 4 Wochen vor 
dem	 Wahltermin	 in	 den	 Geschäftsräumen	 des	 Verbandes	
ausgelegt. Einwendungen gegen diese Liste müssen spätes-
tens	14	Tage	vor	dem	Wahltermin	schriftlich	oder	in	Textform	
angemeldet sein. Über die Einwendungen entscheidet der 
Wahlvorsteher. Verspätete Einwendungen werden nicht be-
rücksichtigt. 

(6) Der Wahlvorsteher lädt die Verbandsausschussmitglieder 
und die Wahlkandidaten zum Wahltermin zu einer Verbands-
ausschusssitzung. Die Ladung erfolgt gem. § 14 Abs. 1. Sie 
enthält die Liste der Wahlkandidaten.

(7) Gewählt wird, nach Selbstvorstellung der anwesenden Wahl-
kandidaten, wenn kein Verbandsausschussmitglied vor der 
Wahl widerspricht, im Rahmen der Verbandsausschusssit-
zung nach Abs. 6 durch Handzeichen; sonst in geheimer 
Wahl durch Stimmzettelabgabe. 
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(8) Die Sitze ihrer Stimmgruppe entfallen auf die Gewählten 

der Stimmgruppe in der Reihenfolge der meisten auf sie 
vereinigten Stimmen. Bei Stimmengleichheit von Wahlkan-
didaten innerhalb einer Stimmgruppe entscheidet zwischen 
diesen das vom Wahlvorsteher zu ziehende Los über die Rei-
henfolge. 

(9) Über das Wahlergebnis erstellt der Wahlvorsteher in der 
Ausschusssitzung	nach	Abs.	6	eine	Niederschrift.	Die	Nie-
derschrift	über	die	Wahl	ist	als	Anhang	zur	Ergebnisnieder-
schrift	nach	§	15	Abs.	3	über	die	Ausschusssitzung	beizu-
fügen. 

(10) Anwesende Gewählte erklären in der Ausschusssitzung nach 
Abs. 6, ob sie die Wahl annehmen. Nicht anwesende Ge-
wählte werden vom Wahlvorsteher innerhalb von 2 Wochen 
nach	Erstellung	der	Niederschrift	schriftlich	über	ihre	Wahl	
informiert. Die Nachweispflicht obliegt dem Wahlvorsteher. 
Diese Gewählten erklären innerhalb von 2 Wochen nach Ein-
gang	der	Mitteilung	schriftlich	gegenüber	dem	Wahlvorste-
her, ob sie ihre Wahl annehmen. Eine nicht fristgerechte An-
nahmeerklärung kommt der Nichtannahme der Wahl gleich. 
Die Nachweispflicht obliegt dem gewählten Mitglied.

(11) Das Wahlergebnis nach Abs. 10 ist innerhalb von 4 Wochen 
nach	Ablauf	der	Fristen	nach	Abs.	 10	gem.	§	40	öffentlich	
bekanntzumachen und der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

(12) Die neu gewählten Vorstandsmitglieder treten innerhalb von 
8 Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses zu einer 
konstituierenden Vorstandssitzung zusammen. Die Ladung 
erfolgt gem. § 22 Abs. 1. 

§ 18
Wahl des Vorstandsvorsitzenden 

und des Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden
(zu § 53 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende und der Stellvertretende Vorstands-
vorsitzende werden von den Verbandsausschussmitgliedern 
in der Ausschusssitzung nach § 17 Abs. 6 in zwei getrennten 
Wahlgängen gewählt. Sie gehören unterschiedlichen Stimm-
gruppen an.

(2) Für die Verbandsausschussmitglieder wählbar ist jedes in der 
Ausschusssitzung nach § 17 Abs. 6 gewählte Vorstandsmit-
glied, das sich bei der Benennung als Wahlkandidat nach § 
17 Abs. 2 gleichzeitig für die Wahl zum Vorstandsvorsitzenden 
bzw. zum Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden benannt 
hat, auch wenn es die Wahl zum Vorstand noch nicht ange-
nommen hat. 

(3) (Wahlvorsteher ist der noch amtierende Vorstandsvorsitzen-
de, in Abwesenheit der noch amtierende Stellvertretende Vor-
standsvorsitzende.

(4) Gewählt wird, wenn kein Verbandsausschussmitglied vor der 
Wahl widerspricht, im Rahmen der Verbandsausschusssit-
zung nach § 17 Abs. 6 durch Handzeichen; sonst in geheimer 
Wahl durch Stimmzettelabgabe. 

(5) Gewählt ist, wer jeweils die meisten Stimmen auf sich verei-
nigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet zwischen den Wahl-
kandidaten, die im ersten Wahlgang die meisten Stimmen auf 
sich vereinigen konnten, eine Stichwahl, bei erneuter Stimm-
gleichheit das vom Wahlvorsteher zu ziehende Los. 

(6)  § 17 Abs. 9 bis 11 gelten entsprechend.

§ 19
Abberufung von Vorstandsmitgliedern

(zu § 53 WVG)

(1)  Der Verbandsausschuss kann einzelne Vorstandsmitglieder 
nur aus Rechtsgründen mit einer Mehrheit von mindestens 
zwei	 Dritteln	 seiner	 satzungsmäßigen	 Verbandsausschuss-
mitgliederzahl abberufen.

(2) 	Ein	Antrag	 auf	 Abberufung	muss	 schriftlich	 gestellt	werden	
und	 von	 mindestens	 der	 Hälfte	 der	 satzungsmäßigen	 Ver-
bandsausschussmitgliederzahl unterzeichnet sein.

(3)  Zu der Verbandsausschusssitzung, in der über diesen Antrag 
entschieden werden soll, darf nicht mit verkürzter Ladungs-
frist geladen werden.

(4)  Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde an-
zuzeigen. Die Abberufung steht unter dem Vorbehalt, dass 
die Aufsichtsbehörde ihr nicht innerhalb eines Monats nach 
Eingang der Anzeige unter Angabe von Gründen widerspricht. 

(5)  Der Abberufungsbeschluss des Verbandsausschusses kann 
vom abberufenen Vorstandsmitglied durch Klage vor dem 
Verwaltungsgericht angefochten werden. Die Anfechtungs-
klage entfaltet aufschiebende Wirkung.

§ 20
Amtszeit des Vorstandes, des Vorstandsvorsitzenden 

und des Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden
(zu § 53 WVG)

(1)  Die Amtszeit des Vorstandes, des Vorstandsvorsitzenden und 
des Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden beträgt 5 Jahre 
und beginnt mit dem Ablauf der Fristen nach §§ 17 Abs. 10 
bzw. 18 Abs. 6. Der Vorstand bleibt grundsätzlich bis zum Ab-
lauf der Fristen nach §§ 17 Abs. 10 bzw. 18 Abs. 6 der nächs-
ten Vorstandswahl im Amt.

(2)  Wenn ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus-
scheidet oder ein gewähltes Verbandsmitglied seine Wahl 
zum Vorstandsmitglied bzw. Vorstandsamt nicht fristgerecht 
annimmt, rückt derjenige für den Rest der laufenden Amts-
zeit nach, der bei der letzten Stimmabgabe für die Wahl des 
Vorstandes bzw. des Amts innerhalb des Vorstandes in der 
Stimmgruppe der Ausscheidenden, bzw. der Wahl des Vor-
standsvorsitzenden bzw. der Wahl des Stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden, die meisten Stimmen auf sich vereinigen 
konnte und bisher nicht Mitglied im Vorstand ist bzw. nicht im 
benannten Vorstandsamt vertreten ist. Abwesenheitsnachrü-
ckungen	nach	Abs.	3	bleiben	hierbei	unberücksichtigt.	Trifft	
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dies	auf	kein	Verbandsmitglied	zu,	finden	innerhalb	der	be-
troffenen	Stimmgruppe	nach	§§	17	bzw.	18	Nachwahlen	nur	
für die Nachbesetzung statt. Das Ergebnis dieser Nachwahl 
tritt soweit an die Stelle des in Satz 1 geregelten Verfahrens. 
Die ausscheidenden Vorstandsmitglieder bleiben bis zum 
Ablauf der Fristen nach § 17 Abs. 10 der Nachwahl im Amt. 
Nach zwei unmittelbar nacheinander durchgeführten jeweils 
ergebnislos gebliebenen Nachwahlen für eine Stimmgruppe, 
kann eine weitere Nachwahl unterbleiben, bis mindestens 
ein	Ausschussmitglied	aus	der	betroffenen	Stimmgruppe	den	
Wahlleiter	schriftlich	oder	in	Textform	auffordert,	eine	Nach-
wahl einzuleiten.

(3)  Wenn ein Vorstandsmitglied aufgrund Abwesenheit lediglich 
an der Ausübung seines Amtes gehindert sein wird, so teilt 
es	dies	dem	Verband	unverzüglich	schriftlich	oder	in	Textform	
mit. Es rückt derjenige für den Zeitraum der Abwesenheit 
entsprechend nach, der bei der letzten Stimmabgabe für die 
Wahl des Vorstandes, in der Stimmgruppe des Abwesenden, 
die meisten Stimmen auf sich vereinigen konnte und bisher 
nicht Mitglied im Vorstand ist. Der Nachrücker wird durch den 
Verband benachrichtigt. Abs. 2 Satz 3 und 4 gelten entspre-
chend. 

(4)  Ein Vorstandsmitglied scheidet aus dem Vorstand aus, wenn 
er gegenüber dem Vorstand seinen Rücktritt erklärt, verstirbt 
oder	seine	Mitgliedschaft	in	der	Stimmgruppe,	für	die	er	ge-
wählt ist, verliert. Es ist verpflichtet, Gründe, die seine Mit-
gliedschaft	 entfallen	 lassen,	 unverzüglich	 gegenüber	 dem	
Vorstand anzuzeigen. Entsprechendes gilt für die Funktionen 
als Vorstandsvorsitzender und Stellvertretender Vorsitzender.

§ 21
Aufgaben des Vorstandes

(zu §§ 51, 54 WVG)

(1) 	Dem	Vorstand	obliegen	alle	Geschäfte	des	Verbandes,	zu	de-
nen nicht durch Gesetz oder Satzung der Verbandsausschuss 
oder	 durch	 Geschäftsordnung	 der	 Geschäftsführer	 berufen	
ist.

(2) 	Der	Vorstand	beschließt	insbesondere	über

a) die Vorschläge zur Änderung oder Ergänzung der Satzung, 
des Unternehmens, des Plans oder der Aufgaben des Verban-
des,
b) die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern gem. §§ 23 
Abs. 1, 24 Abs. 2 WVG,
c) die Aufstellung des Haushaltsplans sowie des Nachtrags-
haushaltsplans nach § 9 Abs. 1, §§ 2 bis 6 NRW AGWVG, 
d) die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten,
e) die Aufstellung der Jahresrechnung gem. § 11 NRW AGWVG 
und Weiterleitung an die vom Verbandsausschuss bestimmte 
Prüfstelle,
f)	 die	Anstellung	und	Entlassung	des	Geschäftsführers	ein-
schl. seiner Vergütung und Entschädigung,
g) Geschäfte	 innerhalb	 und	 außerhalb	 der	 laufenden	 Verwal-
tung, die im Einzelnen einen Betrag von 50.000,- € übersteigen,
h)	die	Aufstellung	der	Geschäftsordnung	i.S.d.	§	25	Abs.	2.

§ 22
Sitzungen des Vorstandes

(zu § 56 WVG)

(1)  Der Vorstandsvorsitzende, in dessen Abwesenheit der 
Stellvertretende Vorstandsvorsitzende, lädt, sofern es 
die	 Verbandsgeschäfte	 oder	 2	 Vorstandsmitglieder	 for-
dern, jedoch mindestens zweimal im Jahr, die Vorstands-
mitglieder	 und	 die	 Aufsichtsbehörde	 schriftlich	 oder	 in	
Textform mit mindestens zweiwöchiger Frist zu den Vor-
standssitzungen ein. Er teilt mit der Ladung die Tages-
ordnung mit. Der Vorstandsvorsitzende kann bei Bedarf 
Dritte zu einzelnen Tagesordnungspunkten der Sitzungen 
hinzuziehen.

(2)  Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen auf 3 Tage verkürzt 
werden. In der Ladung ist darauf hinzuweisen.

(3)  Der Vorstandsvorsitzende, in dessen Abwesenheit der Stell-
vertretende Vorstandsvorsitzende, leitet die Vorstandssitzun-
gen. Er hat Stimmrecht.

(4) 	An	allen	Sitzungen	nimmt	der	Geschäftsführer	teil.

§ 23
Beschlussfassung im Vorstand

(zu § 56 WVG)

(1)  Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stim-
men der anwesenden Vorstandsmitglieder. Jedes Vorstands-
mitglied hat eine Stimme. Stimmengleichheit bedeutet 
Ablehnung. Stimmenthaltungen werden bei der Ermittlung 
der für die Mehrheit erforderlichen Stimmenzahl nicht mit-
gerechnet.

(2)  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die 
Hälfte	 der	 satzungsmäßigen	 Vorstandsmitgliederzahl	 an-
wesend ist. Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
ist er beschlussfähig, wenn in der Ladung mitgeteilt wor-
den ist, dass ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlossen wird.

(3) 	Auf	 schriftlichem	oder	 textlichem	Wege	außerhalb	von	Vor-
standssitzungen	erzielte	Umlaufbeschlüsse	sind	gültig	unter	
den Voraussetzungen des Abs. 1, wenn alle Vorstandsmitglie-
der durch Zustimmung, Ablehnung oder Enthaltung ihre Wil-
lensbildung zum Ausdruck gebracht haben.

(4) 	Über	 die	Sitzungen	 sind	 Ergebnisniederschriften	zu	 ferti-
gen. Diese sind vom Vorstandsvorsitzenden, bei dessen 
Abwesenheit von der Sitzung vom Stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden, und einem Vorstandsmitglied zu un-
terschreiben und allen Vorstandsmitgliedern und der Auf-
sichtsbehörde zuzuleiten.

(5)  Die Vorstandsmitglieder haben – auch nach Beendigung ihrer 
Tätigkeit – über die ihnen dabei bekannt gewordenen Ange-
legenheiten Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht für 
Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, 
die	offenkundig	sind	oder	 ihrer	Bedeutung	nach	keiner	Ge-
heimhaltung bedürfen.
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§ 24

Geschäfte des Vorstandsvorsitzenden, 
des Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden 

und des Vorstandes
(zu §§ 51, 54 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertreten-
de Vorstandsvorsitzende, führt den Vorsitz im Vorstand und im 
Verbandsausschuss.	Ihm	obliegen	alle	Geschäfte	im	Rahmen	der	
Beschlüsse des Verbandsausschusses.

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem Verband 
insbesondere dafür verantwortlich, dass die Bestimmungen der 
Gesetze, Verordnungen und Satzung eingehalten und die Be-
schlüsse des Verbandsausschusses ausgeführt werden.

(3) Der Vorstandsvorsitzende unterrichtet in angemessenen Zeit-
abständen die Verbandsmitglieder in geeigneter Weise über die 
Angelegenheiten des Verbandes. Dazu gehören auch die Grundla-
gen der Beitragsbemessung im Rahmen der Veranlagungsregeln, 
insbesondere auch die Höhe der für das jeweilige Veranlagungs-
jahr geschätzten Kostensätze.

§ 25
Geschäftsführer

(1)	 Der	Verband	hat	einen	Geschäftsführer.

(2)	 Der	Geschäftsführer	führt	seine	Tätigkeit	im	Rahmen	der	vom	
Vorstand	zu	erlassenden	Geschäftsordnung.

(3)	 Der	Geschäftsführer	 ist	Dienstvorgesetzter	aller	Dienstkräfte	
des Verbandes und Leiter der Dienststelle i.S.d. LPVG NRW.

§ 26
Dienstkräfte

Der	 Verband	 hat	 Dienstkräfte,	 die	 im	 Stellenplan,	 dem	 Organi-
gramm und den Stellenbeschreibungen ausgewiesen sind.

§ 27
Gesetzliche Vertretung des Verbandes

(zu §§ 54, 55 WVG)

(1) Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertre-
tende Vorstandsvorsitzende, vertritt den Verband gerichtlich und 
außergerichtlich,	sofern	nicht	der	Geschäftsführer	für	bestimmte	
Bereiche hierzu berufen ist.

(2)	 Der	Geschäftsführer	vertritt	den	Verband	gerichtlich	und	au-
ßergerichtlich	 für	den	Bereich	der	 laufenden	Verwaltung	und	 für	
darüber hinausgehende Angelegenheiten, zu denen er durch Be-
schluss des Vorstandes bzw. des Verbandsausschusses ausdrück-
lich ermächtigt wird.

(3) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, 
bedürfen	der	Schriftform;	sie	sind	nach	Maßgabe	der	für	den	je-
weiligen Fall geltenden Regelung von dem Vertretungsberechtig-
ten zu unterzeichnen.

(4) Die Aufsichtsbehörde erteilt den vertretungsbefugten Perso-
nen eine Bestätigung über die jeweilige Vertretungsbefugnis.

§ 28
Aufwandsentschädigung 

(zu § 52 WVG)

(1)  Die Vorstands- und Verbandsausschussmitglieder sind eh-
renamtlich tätig.

(2)  Die Verbandsausschussmitglieder sowie Stellvertreter im 
Verbandsausschuss und Vorstand erhalten als Ersatz al-
ler mit ihrem Amt in Verbindung stehenden notwendigen 
Auslagen, Ausfälle und Aufwendungen, eine Aufwandsent-
schädigung	ausschließlich	als	Sitzungsgeld	entsprechend	
den	Mitgliedern	der	Landschaftsversammlungen	(§	1	Abs.	
2	 Ziffer	 4	 c)	 der	 Entschädigungsverordnung	 des	 Landes	
NRW (EntschVO) vom 05.05.2014 in der jeweils gültigen 
Fassung). 

(3)  Die Vorstandsmitglieder erhalten als Ersatz aller not-
wendigen Auslagen, Ausfälle und Aufwendungen, eine 
Aufwandsentschädigung als monatliche Pauschale und 
Sitzungsgeld entsprechend den Mitgliedern der Land-
schaftsversammlungen	 (	 §	 1	 Abs.	 2,	 Ziffer	 4	 b)	 der	 Ent-
schädigungsverordnung des Landes NRW (EntschVO) vom 
05.05.2014 in der jeweils gültigen Fassung). 

(4)  Der Vorstandsvorsitzende erhält eine zusätzliche Auf-
wandsentschädigung entsprechend den Bezirksvorste-
herinnen und Bezirksvorstehern  (§ 3 Abs. 1 Nr. 7 der Ent-
schädigungsverordnung des Landes NRW (EntschVO) vom 
05.05.2014 in der jeweils gültigen Fassung) mit der Ände-
rung, dass der Faktor auf die monatliche Pauschale nach § 
28 Abs. 3 der Satzung angewendet wird.

(5)  Der Stellvertretende Vorstandsvorsitzende erhält eine zu-
sätzliche Aufwandsentschädigung entsprechend den wei-
teren Stellvertretungen der Bezirksvorsteherin oder des 
Bezirksvorstehers ( § 3 Abs. 1 Nr. 9 der Entschädigungsver-
ordnung des Landes NRW (EntschVO) vom 05.05.2014 in 
der jeweils gültigen Fassung) mit der Änderung, dass der 
Faktor auf die monatliche Pauschale nach § 28 Abs. 3 der 
Satzung angewendet wird.

§ 29
Haushaltsführung

(zu § 56 WVG und § 1 NRW AGWVG)

(1)  Für die Haushaltsführung des Verbandes gelten §§ 2 bis 7 
und 9 bis 12 des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes über 
Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz – WVG) 
vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405) im Land Nordrhein-
Westfalen (NRW AGWVG) vom 07. März 1995 in der jeweils 
gültigen Fassung. 

(2) 	Der	Verband	hat	seine	Haushaltswirtschaft	so	zu	planen	und	
zu führen, dass die stetige Erfüllung seiner Aufgaben gesi-
chert	 ist.	Die	Haushaltswirtschaft	ist	wirtschaftlich,	effizient	
und sparsam zu führen.
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§ 30

Haushaltsplan
(zu § 65 WVG, §§ 2-7 und 9 NRW AGWVG)

(1)  Der Vorstand stellt durch Beschluss für jedes Haushaltsjahr 
einen Haushaltsplan und nach Bedarf Nachträge auf. Haus-
haltsjahr ist das Kalenderjahr. Der Verbandsausschuss be-
schließt	den	Haushaltsplan	vor	Beginn	des	Haushaltsjahres	
und die Nachträge bis zum Abschluss des laufenden Haus-
haltsjahres. 

(2)  Der Vorstandsvorsitzende zeigt den festgesetzten Haushalts-
plan mit allen Anlagen und ggf. die Nachträge dazu unver-
züglich der Aufsichtsbehörde an. Wenn der Verband die zur 
Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen Ausgaben nicht oder 
nicht rechtzeitig im Haushaltsplan festsetzt, kann die Auf-
sichtsbehörde einen mit Gründen versehenen Festsetzungs-
bescheid erlassen.

(3)  Der Haushaltsplan muss den Anforderungen der §§ 2 bis 5 
NRW AGWVG entsprechen und enthält alle im Haushaltsjahr 
für die Erfüllung der Aufgaben des Verbandes voraussichtlich

1. eingehenden Einnahmen,
2. zu leistenden Ausgaben,
3. notwendigen Verpflichtungsermächtigungen.

Der Haushaltsplan muss in Einnahmen und Ausgaben ausge-
glichen sein. Dem Haushaltsplan sind

1. der Vermögenshaushalt gem. § 2 Abs. 4 NRW AGWVG,
2. der Finanzplan gem. § 3 NRW AGWVG,
3. die Vermögensübersicht gem. § 4 NRW AGWVG, 
4. der Tilgungsplan gem. § 6 NRW AGWVG,
5. die Rücklagenplanung gem. § 6 NRW AGWVG und
6. der Stellenplan gem. § 26

beizufügen.

Den im Haushaltsplan zu veranschlagenden Einnahmen und 
Ausgaben sind die Ergebnisse des Abschlusses des Vorvor-
jahres und die Haushaltspositionen des Vorjahres voranzu-
stellen.

(4)  Der Höchstbetrag des Kassenkredites darf 20 % der Ver-
bandsbeiträge des Vorjahres nicht übersteigen. 

§ 31
Nichtplanmäßige Ausgaben

(zu § 65 WVG und § 10 NRW AGWVG)

(1)  Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertreten-
de	Vorstandsvorsitzende,	kann	über-	und	außerplanmäßige	
Ausgaben leisten, zu denen der Verband rechtlich verpflichtet 
ist oder soweit ein Aufschub einen erheblichen Nachteil brin-
gen würde. Entsprechendes gilt für Verpflichtungsermächti-
gungen.

(2) 	Über	über-	und	außerplanmäßige	Ausgaben	unterrichtet	der	
Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende, den Vorstand in seiner nächsten Sit-
zung.	Über-	und	außerplanmäßige	Ausgaben	sind	dem	Ver-

bandsausschuss in der nächsten Sitzung zum Zwecke der 
Entlastung des Vorstandsvorsitzenden bzw. des Stellvertre-
tenden Vorstandsvorsitzenden zur Genehmigung vorzulegen. 

(3)  Ist die Deckung für die zu leistenden Ausgaben im laufenden 
Haushaltsjahr nicht gewährleistet, ist vom Vorstand ein Nach-
trag zum Haushaltsplan aufzustellen und vom Verbandsaus-
schuss festzusetzen.

§ 32
Liquidität

Die	Liquidität	des	Verbandes	einschließlich	der	Finanzierung	der	
Investitionen ist sicherzustellen.

§ 33
Jahresrechnung

(zu § 65 WVG und § 12 NRW AGWVG)

(1)  Der Vorstand stellt über alle Einnahmen und Ausgaben des 
abgelaufenen Haushaltsjahres (Rechnungsjahr) eine Jah-
resrechnung	auf	und	legt	sie	in	der	ersten	Hälfte	des	neuen	
Haushaltsjahres der vom Verbandsausschuss bestimmten 
Prüfstelle mit allen Unterlagen zur Prüfung vor.

(2)  Die Prüfung der Jahresrechnung erstreckt sich darauf, ob

a) nach der Rechnung der Haushaltsplan eingehalten ist,
b) die einzelnen Einnahme- und Ausgabebeträge der Rech-
nung	ordnungsgemäß,	insbesondere	durch	Belege,	nachge-
wiesen sind und
c)	die	Rechnungsbeträge	mit	den	Vorschriften	des	Gesetzes	
über die Wasser- und Bodenverbände (WVG) vom 12. Febru-
ar 1991, des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes über die 
Wasser- und Bodenverbände vom 12. Februar 1991 im Lande 
Nordrhein-Westfalen (NRW AGWVG) vom 07. März 1995, der 
Satzung	 und	 sonstigen	Vorschriften	 in	 der	 jeweils	 gültigen	
Fassung im Einklang stehen.
Die	Prüfstelle	berichtet	dem	Vorstand	schriftlich	über	das	Er-
gebnis der Prüfung.

(3)  Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertre-
tende Vorstandsvorsitzende, legt die Jahresrechnung und 
den	Prüfbericht	der	Prüfstelle	der	Aufsichtsbehörde	vor.	Der	
Verbandsausschuss stellt die Jahresrechnung fest und be-
schließt	über	die	Entlastung	des	Vorstandes.

§ 34
Verbandsbeiträge
(zu §§ 28, 29 WVG)

(1)  Die Mitglieder haben dem Verband die Verbandsbeiträge zu 
leisten, die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbindlichkei-
ten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung notwendig 
sind. Die Verbandsbeiträge bestehen aus Geldleistungen. Die 
Erhebung von Mindestbeiträgen ist zulässig. 

(2)  Ein ausgeschiedenes Mitglied bleibt zur Zahlung der bis zu 
seinem Ausscheiden festgesetzten Verbandsbeiträge ver-
pflichtet. Es kann auch zu späteren Verbandsbeiträgen wie 
ein Mitglied wegen der Aufwendungen herangezogen wer-
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den, die durch sein Ausscheiden vergeblich geworden sind 
und die nicht vermieden werden konnten.

(3)  Der Verband ist mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde be-
rechtigt, Eigentümer von Grundstücken oder Anlagen, die 
nicht Verbandsmitglied sind, wie ein Mitglied für den durch 
das Verbandsunternehmen entstehenden Vorteil als Nutznie-
ßer	zu	Verbandsbeiträgen	heranzuziehen.	

(4) 	Verbandsbeiträge	 sind	 öffentliche	 Abgaben.	 Die	 Beitrags-
pflicht	der	dinglichen	Verbandsmitglieder	ruht	als	öffentliche	
Last auf den Grundstücken und Anlagen, mit denen die ding-
lichen Verbandsmitglieder an dem Verband teilhaben.

§ 35
Maßstab der Verbandsbeiträge

(zu § 30 WVG)

(1)  Die Verbandsbeiträge verteilen sich auf die Mitglieder im Ver-
hältnis der Vorteile, die sie von der Durchführung der Aufga-
ben des Verbandes haben und der Lasten, die der Verband 
auf sich nimmt, um den von den Mitgliedern ausgehenden 
nachteiligen Einwirkungen zu begegnen oder um ihnen Leis-
tungen abzunehmen. Vorteile sind auch die Erleichterung 
einer	Pflicht	des	Mitgliedes	und	die	Möglichkeit,	die	Maßnah-
men	 des	 Verbandes	 zweckmäßig	 und	 wirtschaftlich	 auszu-
nutzen.

(2)  Auf Grundlage des Vorteilsprinzips verteilen sich die Ver-
bandsbeiträge für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 
1 Buchstabe a) bis d) und – vorbehaltlich eines zustimmen-
den Beschlusses des Verbandsausschusses zur Übernahme 
dieser Aufgabe – nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) sowie deren 
zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) im Verhältnis 
der	 sich	aus	dem	Liegenschaftskataster	 ergebenden	Katas-
terfläche der im Verbandsgebiet liegenden Grundstücke auf 
die Mitglieder. Dabei erfolgt eine Gewichtung nach Nutzungs-
arten	auf	Grundlage	des	Amtlichen	Liegenschaftskataster	In-
formationssystems NRW (ALKIS).

(3)  Auf Grundlage des Vorteilsprinzips verteilen sich die Ver-
bandsbeiträge für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 
2 Buchstabe b) und deren zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 
Buchstabe e) – vorbehaltlich eines zustimmenden Beschlus-
ses des Verbandsausschusses zur Übernahme dieser Aufga-
be	–	im	Verhältnis	der	sich	aus	dem	Liegenschaftskataster	er-
gebenden Katasterflächen der im Verbandsgebiet liegenden 
Grundstücke	im	Außenbereich,	auf	die	Mitglieder.	

(4)  Der Verband erhebt für nachteilige Einwirkungen, die von An-
lagen oder sonstigen auf Grundstücken vorhandenen Hinder-
nissen auf die Gewässerunterhaltung ausgehen und damit 
den Unterhaltungsaufwand erhöhen, besondere Verbands-
beiträge (Erschwernisbeiträge). Die jeweilige Erschwernisbei-
tragshöhe richtet sich nach dem Umfang des Erschwernisses.

(5) 	Die	Konkretisierung	des	Umlageverfahrens,	der	Maßstäbe	zur	
Ermittlung der Verbandsbeiträge sowie die Höhe der jewei-
ligen Bemessungssätze folgen im Übrigen aus den Veranla-
gungsregeln.

§ 36
Erhebung der Veranlagungsdaten

(zu §§ 26, 30 WVG)

(1)  Der Verband erhebt die für die Ermittlung der Verbandsbeiträ-
ge erforderlichen Daten.

(2)  Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für die Ver-
anlagung der Mitglieder erforderlichen Angaben, vollständig, 
wahrheitsgemäß,	kostenfrei	und	rechtzeitig	zu	machen	und	
den Verband bei örtlich notwendigen Feststellungen kosten-
frei zu unterstützen. Veränderungen in den Veranlagungs-
grundlagen sind dem Verband unverzüglich mitzuteilen. Der 
Verband ist erst vom Zeitpunkt der Kenntnisnahme an ver-
pflichtet, die entsprechenden Änderungen bei der Beitrags-
veranlagung zu berücksichtigen. Mitglieder, die nach ihrem 
Eigentum zu Beiträgen veranlagt werden, bleiben bei Veräu-
ßerung	ihres	Eigentums	für	das	laufende	Kalenderjahr	in	vol-
lem Umfang beitragspflichtig.

(3)  Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach 
pflichtgemäßem	 Ermessen	 durch	 den	 Vorstand	 geschätzt,	
wenn es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht mög-
lich	ist,	den	Beitrag	eines	Mitgliedes	mit	verhältnismäßigem	
Aufwand zu ermitteln.

§ 37
Erhebung und Vollstreckung der Verbandsbeiträge

(zu §§ 31, 32 WVG)

(1)  Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge aufgrund der Sat-
zung durch Beitragsbescheid. Die Veranlagungsregeln sind 
Bestandteil der Satzung.

(2)  Soweit es für die Durchführung des Unternehmens und die 
Verwaltung erforderlich ist, erhebt der Verband von seinen 
Mitgliedern Vorausleistungen auf die Verbandsbeiträge nach 
den	Maßstäben	des	Vorjahres.

(3)  Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat weitere Bei-
träge in Form von Säumniszuschlägen, Mahn-, Verwaltungs-, 
Zwangsvollstreckungs- sowie die Kosten des Gerichtsvollzie-
hers und der Vollstreckungsbehörden zu tragen. Näheres be-
stimmen die Veranlagungsregeln.

(4)  Die auf Gesetz oder Satzung beruhenden Forderungen oder 
Anordnungen des Verbandes können nach dem Verwaltungs-
vollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Verwal-
tungsvollstreckungsgesetz NRW – VwVG NRW) vom 19.02.2003 
in der jeweils geltenden Fassung vollstreckt werden.

(5)  Soweit die Vollstreckung von Bescheiden nicht über den Ge-
richtsvollzieher erfolgt, ist Vollstreckungsbehörde die Kom-
mune, in dessen Gemeindebezirk der Beitragsschuldner sei-
nen Wohnsitz hat. 

§ 38
Ordnungsgewalt

(zu § 68 WVG)

Der	 Geschäftsführer	 kann	 auf	 Gesetz	 oder	 Satzung	 beruhende	
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Anordnungen, insbesondere zum Schutz des Verbandsunterneh-
mens, erlassen.

§ 39
Rechtsbehelfe

(1) Die Verwaltungsakte sind mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen.

(2) Die Rechtsbehelfe gegen den Beitragsbescheid, Ordnungs-
maßnahmen,	 Zwang	 und	 andere	 Verwaltungsakte	 des	 Ver-
bandes und seiner Organe richten sich nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 in der jeweils 
geltenden Fassung.

 

§ 40
Bekanntmachungen

(zu § 67 WVG)

(1) Bekanntmachungen des Verbandes werden im Amtsblatt der 
Bezirksregierung	Düsseldorf	veröffentlicht.

(2) Für Bekanntmachungen umfangreicherer Unterlagen des Ver-
bandes genügt die Bekanntgabe des Ortes, wo Einblick ge-
nommen werden kann.

(3) Je	nach	Grund	und	Zweck	der	Veröffentlichung	kann	der	Ver-
band	zusätzliche	Veröffentlichungsmedien	nutzen.	

§ 41
Rechtsaufsicht

(zu §§ 72, 73 WVG)

(1)  Der Verband unterliegt der Rechtsaufsicht durch die Auf-
sichtsbehörde.

(2)  Oberste Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für Klima-
schutz,	 Umwelt,	 Landwirtschaft,	 Natur-	 und	 Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen.

(3)  Obere Aufsichtsbehörde ist die Bezirksregierung Düsseldorf.

(4)  Untere Aufsichtsbehörde ist der Landrat Viersen.

(5)  Soweit gem. § 3 der Verordnung über zuständige Aufsichtsbe-
hörden nach dem Gesetz über Wasser- und Bodenverbände 
vom 14.07.1992 in ihrer jeweils gültigen Fassung nichts ande-
res bestimmt ist, werden die Aufgaben der Aufsichtsbehörde 
von der Unteren Aufsichtsbehörde wahrgenommen.

§ 42
Zustimmung zu Geschäften

(zu § 75 WVG, § 7 Abs. 1 NRW AGWVG)

(1) 	Folgende	Rechtsgeschäfte	bedürfen,	zum	Zwecke	der	Zustim-
mung,	der	schriftlichen	Anzeige	bei	der	Aufsichtsbehörde:

a)	unentgeltliche	Veräußerungen	von	
 Vermögensgegenständen;
b) Aufnahmen von Darlehen, die im Einzelnen den 

 Betrag von 250.000,- € übersteigen;
c)	Rechtsgeschäfte	mit	einem	Vorstandsmitglied	
	 einschließlich	der	Vereinbarung	von	Vergütungen,	
 soweit sie über den Ersatz von Aufwendungen 
 hinausgehen;
d)	Übernahme	von	Bürgschaften,	zu	Verpflichtungen	
 aus Gewährleistungsverträgen und zur Bestellung 
 von Sicherheiten;
e) Aufnahme von Kassenkrediten nach 
 § 7 Abs. 1 NRW AGWVG;
f)	 Rechtsgeschäfte,	die	einem	der	in	Buchstabe	
	 a)	bis	e)	angegebenen	Geschäfte	gleichkommen.

(2)  Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Anzeige bei der Aufsichtsbehörde 
versagt wird.

§ 43
Gleichstellung

Alle Bezeichnungen der Satzung sind geschlechtsneutral ange-
wendet.

§ 44
Übergangsregelungen

(1) 	Die	erste	Wahl	des	Verbandsausschusses	nach	§	11	findet	im	
Oktober 2020 statt. Für die Amtszeit der zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens	 dieser	 Satzung	 amtierenden	 Verbandsaus-
schussmitglieder und ihrer Stellvertreter gilt § 12 Abs. 1 Satz 2. 

(2)  Die erste Wahl des Vorstandes bzw. des Vorstandsvorsitzen-
den und Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden nach §§ 17, 
18	findet	 im	Dezember	2022	statt.	Für	die	Amtszeit	der	zum	
Zeitpunkt	des	Inkrafttretens	dieser	Satzung	amtierenden	Vor-
standsmitglieder und ihrer Stellvertreter gilt § 20 Abs. 1 Satz 2.

(3)  Für die Nachbesetzung von ausscheidenden Mitgliedern des 
Verbandsausschusses und des Vorstandes sowie deren je-
weiliger Stellvertreter, gelten bis zur Wahl nach Abs. 1 und 2 
die Regelungen der Verbandssatzung vom 11. Oktober 1995.

§ 45
Inkrafttreten
(zu § 58 WVG)

(1) Diese	Satzung	tritt	am	01.	Januar	2016	in	Kraft.	

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 11. Oktober 1995, 
zuletzt geändert durch Beschluss des Verbandsausschusses 
vom	15.	Dezember	2010,	außer	Kraft.

(3) Spätere Änderungen treten, soweit in der Änderungssatzung 
nichts	anderes	bestimmt	ist,	mit	Veröffentlichung	in	Kraft.

(4) § 20 Abs. 4 in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 
26.08.2022 tritt mit Abschluss der Wahlen gem. § 44 Abs. 2 
der	Satzung	in	Kraft.	
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Veranlagungsregeln des

Wasser- und Bodenverbandes
der Mittleren Niers

Aufgrund § 58 Wasserverbandsgesetz (WVG) vom 12.02.1991 
(BGBl. I S. 405) hat der Verbandsausschuss des Wasser- und Bo-
denverbandes der Mittleren Niers am 28.10.2016 die folgenden 
Veranlagungsregeln als Bestandteil der Satzung als Art. 7b der 
Änderungssatzung zur am 28.02.1983 mit Geltung vom 01.01.1984 
beschlossenen Verbandssatzung des Wasser- und Bodenverban-
des der Mittleren Niers in der Fassung des Änderungsbeschlusses 
vom 02.12.1988 beschlossen:

Geändert durch Änderungssatzung vom Datum 26.08.2022 (Ab-
schnitte IV und V der Veranlagungsregeln)

Gliederung

I. Anlagen- und grundstücksbezogene Erschwernisbeiträge

1. Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung für er-
höhten Unterhaltungsaufwand durch Anlagen oder sonstige 
auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder über 
oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben.

2. Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung für er-
höhten Unterhaltungsaufwand durch Anlagen oder sonstige 
auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder über 
oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben, die ei-
ne	luftseitige	Schließung	des	Gewässerabschnittes	bewirken.

II. Grundstücksflächenbezogene Beiträge

1. Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35 Abs. 2 Verbandssat-
zung für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 1 Buch-
stabe a) bis d), § 3 Abs. 2 Buchstabe a) und deren zugehörige 
Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Verbandssatzung.

2. Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35 Abs. 3 Verbandssat-
zung für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 2 Buchsta-
be b) und deren zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe 
e) Verbandssatzung.

III. Mindestbeitrag

IV. Veranlagungsjahr, Fälligkeit, Zuschläge und Verfahrensko-
sten

V. Inkrafttreten
 

I. Anlagen und grundstücksbezogene Erschwernisbeiträge

1. Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung für 
erhöhten Unterhaltungsaufwand durch Anlagen oder sonstige 
auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder über 
oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben:

(1) Anlagen oder sonstige auf Grundstücken vorhandene Hin-
dernisse in, an oder über oberirdischen Gewässern oder Ent-
wässerungsgräben, innerhalb des Abstandes nach § 7 Abs. 
3 Verbandssatzung, erzeugen einen erhöhten Unterhaltungs-

aufwand, weil der Verband dort nicht oder nur eingeschränkt 
die Möglichkeit hat, mit seinen für oberirdische Gewässer 
und Entwässerungsgräben eingesetzten Maschinen und 
Großgeräten	die	Unterhaltung	in	einem	Zuge	durchzuführen	
oder dort spezielles Gerät für Engstellen einsetzen muss. Un-
ter diese Anlagen und Hindernisse fallen insbesondere: 

 » Mauern, Zäune und Hecken,
 » ackerbauliche und gartenbauliche Nutzungen,
 » Gebäude, Gebäudebestandteile,
 » Masten, Pfähle und Schilder, 
 » Bäume, Baumkronen, Baumstubben, Sträucher,
 » Stege, Gerüste, Tränken,
 » Einleitstellen, Einleitbauwerke,
 » Abgrabungen, Aufschüttungen. 

(2) Der hierdurch hervorgerufene Erschwernisaufwand ist vom 
gesamten Unterhaltungsaufwand vorweg abzusetzen und 
vom jeweiligen Erschwerer in Form eines Erschwernisbeitrags 
gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung zu tragen. Erschwerer sind 
die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der Grundstücke und 
Anlagen,	die	die	Unterhaltung	über	die	bloße	Beteiligung	am	
natürlichen Abflussvorgang hinaus erschweren. Soweit auf 
einem Grundstück ein Erbbaurecht lastet, tritt an die Stelle 
des rechtlichen Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

(3) Der Erschwernisbeitrag zu 1. beträgt E1.

E1 entspricht dem Ergebnis folgender näherungsweiser Ab-
schätzung: 
E1 = LE1 * e1 + VK [€]
LE1=	die	bei	Bescheiderstellung	aus	Luftbildaufnahmen	des	
Geoinformationssystems	 abgegriffene,	 erkennbare	 längste	
Ausdehnung der Anlage oder des Hindernisses parallel zur 
Gewässerachse [m]
e1 = Beitragssatz, ermittelt nach der Formel:
e1 = BM + HS - MK - MA [€/m]
Für ackerbauliche und gartenbauliche Nutzungen reduziert 
sich die Berechnung von e1 auf die Summe der in den Para-
metern MK und MA für das jeweilige Veranlagungsjahr enthal-
tenen geschätzten Kostensätze für die An- und Abfahrt, da 
diese	 Erschwernisse	 regelmäßig	 nicht	 über	 den	 gesamten,	
für	 die	 jeweils	 erforderliche	 Unterhaltungsmaßnahme	 zur	
Verfügung stehenden Zeitraum vorhanden sind.
BM = geschätzter Kostensatz des Verbandes für das je-
weilige Veranlagungsjahr für Böschungs-/Randstreifenmahd 
über Balken/Seitenmäher [€/m]
HS = geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweilige 
Veranlagungsjahr für Sohlmahd über Handsense [€/m]
MK = geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jewei-
lige Veranlagungsjahr für Sohlmahd über Mähkorb [€/m]
MA = geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jewei-
lige Veranlagungsjahr für Böschungsmahd über Schlepper 
mit Mähausleger [€/m]
VK = geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweili-
ge Veranlagungsjahr für die erschwernisbezogenen Verwal-
tungskosten [€ pro Bescheid]

2. Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung für 
erhöhten Unterhaltungsaufwand durch Anlagen oder sonstige 
auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder über 
oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben, die eine 
luftseitige Schließung des Gewässerabschnittes bewirken:
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(1) Anlagen oder sonstige auf Grundstücken vorhandene Hin-

dernisse in, an oder über oberirdischen Gewässern oder Ent-
wässerungsgräben, innerhalb des Abstandes nach § 7 Abs. 3 
Verbandssatzung,	die	eine	luftseitige	Schließung	des	Gewäs-
serabschnittes nach oben bewirken, erzeugen einen erhöh-
ten Unterhaltungsaufwand, weil der Verband dort nicht die 
Möglichkeit hat, mit seinen für oberirdische Gewässer und 
Entwässerungsgräben	eingesetzten	Maschinen	und	Großge-
räten die Unterhaltung in einem Zuge durchzuführen und dort 
spezielles Gerät für Durchlassreinigungen einsetzen muss. 
Unter diese Anlagen und Hindernisse fallen insbesondere: 

 » Brücken, 
 » Durchlässe, 
 » Rohrleitungen,
 » Verrohrungen.

(2) Der hierdurch hervorgerufene Erschwernisaufwand ist vom 
gesamten Unterhaltungsaufwand vorweg abzusetzen und 
vom jeweiligen Erschwerer in Form eines Erschwernisbeitrags 
gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung zu tragen. Erschwerer sind 
die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der Grundstücke und 
Anlagen,	die	die	Unterhaltung	über	die	bloße	Beteiligung	am	
natürlichen Abflussvorgang hinaus erschweren. Soweit auf 
einem Grundstück ein Erbbaurecht lastet, tritt an die Stelle 
des rechtlichen Eigentümers der Erbbauberechtigte.

(3)  Der Erschwernisbeitrag zu 2. beträgt E2.

E2 entspricht dem Ergebnis folgender näherungsweiser Ab-
schätzung: 

E2 = LE2 * e2 + VK [€]
LE2=	 die	 bei	 Bescheiderstellung	 aus	 Luftbildaufnahmen	
des	Geoinformationssystems	abgegriffene	erkennbare	längs-
te Ausdehnung der Anlage oder des Hindernisses parallel zur 
Gewässerachse [m]
e2 = Beitragssatz ermittelt nach der Formel:
e2 = SK - MK - MA [€/m]
SK = geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweilige 
Veranlagungsjahr für Durchlassreinigungen [€/m]
MK = geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jewei-
lige Veranlagungsjahr für Sohlmahd über Mähkorb [€/m] 
MA = geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jewei-
lige Veranlagungsjahr für Böschungsmahd über Schlepper 
mit Mähausleger [€/m]
VK = geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweili-
ge Veranlagungsjahr für die erschwernisbezogenen Verwal-
tungskosten [€ pro Bescheid].

II. Grundstücksflächenbezogene Beiträge

1. Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35 Abs. 2 Verbandssat-
zung für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 1 Buchstabe 
a) bis d), § 3 Abs. 2 Buchstabe a) und deren zugehörige Anteile 
von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Verbandssatzung:

(1) Die Ausgaben, die zur Erfüllung der Verbandsaufgaben nach 
§ 3 Abs. 1 Buchstabe a) bis d) und deren zugehörige Anteile 
von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Verbandssatzung im Haushalts-
plan des jeweiligen Veranlagungsjahres entstehen, werden 
nach Abzug der hindernisbezogenen Erschwernisbeiträge 
und sonstigen Einnahmen in diesen Verbandsaufgabenbe-

reichen, auf Grundlage des in § 35 Abs. 2 Verbandssatzung 
genannten	Beitragsmaßstabs,	auf	die	Stadt	oder	Gemeinde	
umgelegt, auf deren Gebiet die jeweiligen Grundstücke lie-
gen. Sofern eine Übertragung von Aufgaben nach § 3 Abs. 2 
Buchstabe a) Verbandssatzung erfolgt, sind auch die inso-
weit entstandenen Kosten nach dem vorgenannten Beitrags-
maßstab	umzulegen.

(2) Grundlage der Veranlagung sind die Katasterflächen der im 
Verbandsgebiet liegenden Grundstücke; bei der Umlage 
erfolgt wegen der unterschiedlichen Abflussverhältnisse ei-
ne	 Differenzierung	 nach	 Nutzungsarten	 auf	 Grundlage	 des	
Amtlichen	 Liegenschaftskataster	 Informationssystems	 NRW	
(nachfolgend ALKIS). Die Gewichtung der jeweiligen Kataster-
flächen folgt aus der Anlage 1.

(3) Der Grundstücksflächenbeitrag zu 1. beträgt G1.

G1 entspricht dem Ergebnis folgender näherungsweiser Ab-
schätzung: 

G1 = FG1 * g1 [€]
FG1 = gewichtete Katasterfläche der Grundstücksfläche im 
Verbandsgebiet bei Bescheiderstellung [m²]
g1 = Beitragssatz, ermittelt nach der Formel:
g1 = (GA1 - GE1 - GS1) / FG1ges [€/m²]
GA1 = Gesamtausgaben für die Aufgabenwahrnehmung 
nach § 3 Abs. 1 Buchstabe a) bis d), § 3 Abs. 2 Buchstabe 
a) und deren zugehörige Anteile von Abs. 1 Buchstabe e), im 
Haushaltsplan des jeweiligen Veranlagungsjahres [€]
GE1 = Gesamtbetrag der anlagen- und grundstücksbezoge-
nen Erschwernisbeitragseinnahmen nach Abschnitt I Veranla-
gungsregeln, im Haushaltsplan des jeweiligen Veranlagungs-
jahres [€]
GS1 = Gesamtbetrag der sonstigen Einnahmen für die Auf-
gabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 1 Buchstabe a) bis d), § 
3 Abs. 2 Buchstabe a) und deren zugehörige Anteile von § 3 
Abs. 1 Buchstabe e), im Haushaltsplan des jeweiligen Veran-
lagungsjahres [€]
FG1ges = Summe der gewichteten Katasterflächen aller 
Grundstücke im Verbandsgebiet bei Bescheiderstellung [m²]
Die gewichtete Katasterfläche des Grundstücks ermittelt sich 
nach der Formel:
FG1 = F * gf [m²] 
F =  die bei Bescheiderstellung aus ALKIS ausgelesene Kata-
sterfläche des Grundstückes im Verbandsgebiet [m²]
gf = Gewichtungsfaktor gem. Anlage 1

2. Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35 Abs. 3 Verbandssat-
zung für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 2 Buchstabe 
b) und deren zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) 
Verbandssatzung: 

(1) Der Verband hat nach § 3 Abs. 2 Buchstabe b) Verbandssat-
zung den Bau, Ausbau und die Unterhaltung der land- und 
forstwirtschaftlichen	 Wege	 einschließlich	 der	 zugehörigen	
Brückenbauwerke vorzunehmen, sofern zuvor eine Übertra-
gung dieser Aufgabe auf Grundlage des § 3 Abs. 2 Verbands-
satzung auf den Verband erfolgt ist. Die Ausgaben, die in 
diesem Fall zur Erfüllung dieser Verbandsaufgaben und deren 
zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Verbandssat-
zung im Haushaltsplan des jeweiligen Veranlagungsjahres 
entstehen, werden nach Abzug der sonstigen Einnahmen in 
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diesen Verbandsaufgabenbereichen, auf Grundlage des in § 
37	Abs.	3	Verbandssatzung	genannten	Beitragsmaßstabs,	auf	
die Stadt oder Gemeinde umgelegt, auf deren Gebiet die je-
weiligen Grundstücke liegen. 

(2) Grundlage der Veranlagung sind die Katasterflächen der im 
Verbandsgebiet	liegenden	Grundstücke	im	Außenbereich	der	
Städte und Gemeinden, die die Aufgaben gem. § 3 Abs. 2 Ver-
bandssatzung	übertragen	haben.	Unter	Außenbereich	fallen	
die Grundstücke, die ganz oder teilweise nicht im Geltungs-
bereich	eines	qualifizierten	Bebauungsplanes	liegen	und	die	
auch nicht zu einem in Zusammenhang bebauten Ortsteil 
gehören.

(3) Der Grundstücksflächenbeitrag zu 2. beträgt G2.

G2 entspricht dem Ergebnis folgender näherungsweiser Ab-
schätzung: 

G2  = FG2 * g2 [€]
FG2 = die bei Bescheiderstellung aus ALKIS ausgelesene 
Katasterfläche des Grundstückes im Verbandsgebiet [m²]
g2 = Beitragssatz, ermittelt nach der Formel:
g2 = (GA2 - GS2) / FG2ges [€/m²]
GA2 = Gesamtausgaben für die Aufgabenwahrnehmung 
nach § 3 Abs. 2 Buchstabe b) und deren zugehörige Anteile 
von § 3 Abs. 1 Buchstabe e), im Haushaltsplan des jeweiligen 
Veranlagungsjahres [€]
GS2 = Gesamtbetrag der sonstigen Einnahmen für die Auf-
gabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 2 Buchstabe b) und deren 
zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e), im Haushalts-
plan des jeweiligen Veranlagungsjahres [€]
FG2ges	=	Summe	der	Katasterflächen	der	 im	Außenbereich	
liegenden Grundstücke im Verbandsgebiet bei Bescheider-
stellung [m²]

III. Mindestbeitrag

(1) Der Verband erhebt entsprechend § 34 Abs. 1 Satz 3 für die 
Aufgabenwahrnehmung nach § 35 Abs. 2 oder 3 Verbands-
satzung	 jeweils	 einen	 jährlichen	 Mindestbeitrag.	 Maßstab	
für die Berechnung der Höhe des Mindestbeitrags ist der ge-
schätzte Kostenansatz des Verbandes für das jeweilige Veran-
lagungsjahr für die Erstellung eines Beitragsbescheids [€ pro 
Bescheid]. Der Mindestbeitrag wird nur dann erhoben, wenn 
nach dem sonstigen Beitragsverhältnis nach § 35 Abs. 2 oder 3 
Verbandssatzung, im Veranlagungsjahr, auf das jeweilige Ver-
bandsmitglied jeweils ein Verbandsbeitrag unterhalb des sich 
nach	Abschnitt	III	Abs.	1	Satz	1	ergebenden	Betrages	entfiele.

(2) Die Erhebung eines Mindestbeitrags nach § 35 Abs. 3 Ver-
bandssatzung steht unter dem Vorbehalt, dass zuvor eine 
Übertragung dieser Aufgabe auf Grundlage des § 3 Abs. 2 
Buchstabe b) Verbandssatzung, auf den Verband erfolgt ist.

IV. Veranlagungsjahr, Fälligkeit, Zuschläge und Verfahrensko-
sten
 
(1) Verbandsbeiträge werden für jedes Veranlagungsjahr erho-

ben. Veranlagungsjahr ist das Kalenderjahr. Die Fälligkeit 
der Verbandsbeiträge wird im Bescheid festgelegt. Wird bis 

zum Fälligkeitstag kein neuer Beitragsbescheid zugestellt, 
so sind dem Verband Verbandsbeiträge in Höhe des letz-
ten	rechtskräftigen	Bescheides	(Vorauszahlungsbescheid)	
zu leisten. Entsprechende Hinweise sind in die Beitragsbe-
scheide aufzunehmen.

(2) Werden Verbandsbeiträge nicht bis zum Ablauf des Fällig-
keitstages	entrichtet,	ist	vom	betreffenden	Beitragsschuld-
ner für jeden angefangenen Monat ein Säumniszuschlag nach  
§ 240 Abgabenordnung (AO) zu entrichten. 

(3) Zum Ablauf des Fälligkeitstages nicht eingegangene Bei-
tragszahlungen sollen ab dem darauf folgenden Arbeitstag 
gegenüber dem Beitragsschuldner gemahnt werden. Soweit 
keine vollständige Zahlung eingeht, soll ab dem 14. bzw. ab 
dem 28. Tag nach Fälligkeit der Beitragszahlung eine 2. bzw.  
3. Mahnung der ausstehenden Beträge erfolgen.

(4) Für	 jede	 ausgehende	 schriftliche	Mahnung	 sind	 vom	 be-
treffenden	Beitragsschuldner	Mahnkosten	in	Höhe	des	ge-
schätzten Kostenansatzes des Verbandes für das jeweilige 
Veranlagungsjahr für die mahnbezogenen Verwaltungskos-
ten [€ pro Bescheid] zu entrichten.

(5) Soweit keine vollständige Zahlung eingeht, erfolgt frühes-
tens ab dem 42. Tag nach Fälligkeit der Beitragszahlung 
gegenüber dem Beitragsschuldner die Einleitung des 
Zwangsvollstreckungsverfahrens über die ausstehenden 
Beträge. In der 3. Mahnung ist darauf hinzuweisen. Auf die 
Einleitung der Zwangsvollstreckung kann verzichtet wer-
den, wenn die Vollstreckung im Vorjahr erfolglos war und 
keine Anhaltspunkte bestehen, dass sich die Vermögens-
lage gebessert hat, der Beitragsschuldner nachweist, dass 
die Vollstreckung ergebnislos verlaufen würde, oder der 
Beitragsschuldner Insolvenz angemeldet hat. Der Grund 
für den Verzicht auf die Einleitung der Zwangsvollstreckung 
ist zu dokumentieren.

(6) Für jede Einleitung des Zwangsvollstreckungsverfahrens 
sind	vom	betreffenden	Beitragsschuldner	–	neben	den	bis	
zum Zahlungseingang anfallenden Kosten des Gerichts-
vollziehers oder Vollstreckungsbehörde – Zwangsvollstre-
ckungskosten in Höhe des geschätzten Kostenansatzes 
des Verbandes für das jeweilige Veranlagungsjahr für die 
zwangsvollstreckungsbezogenen Verwaltungskosten [€ 
pro Bescheid] zu entrichten.

(7) Säumniszuschläge, Mahn-, Zwangsvollstreckungs- und 
Gerichtsvollzieherkosten bzw. Kosten der Vollstreckungs-
behörde sind Beiträge und sind unverzüglich nach Festset-
zung zu entrichten.

(8) Auf die Erhebung von Beiträgen kann nach Prüfung im Ein-
zelfall verzichtet werden, wenn diese aufgrund eines Ge-
setzes oder einer vertraglichen Regelung oder aufgrund 
Bestehens einer Aufrechnungslage sofort oder nach Erklä-
rung der Aufrechnung zurückgefordert werden könnten. 
Der Grund für den Verzicht auf die Erhebung von Beiträgen 
ist zu dokumentieren.

V. Inkrafttreten

(1) Die	Veranlagungsregeln	treten	am	01.01.2016	in	Kraft.	Gleich-
zeitig	 treten	die	Veranlagungsregeln	vom	01.01.2002	außer	
Kraft.

(2) Beschlossen durch den Verbandsausschuss in seiner Sit-
zung vom 27.11.2015, geändert durch Verbandsausschussbe-
schluss vom 26.08.2022.
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Anlage 1: 

Gewichtungsfaktoren für leicht versiegelte Flächen (Buchstabe a), mitteldicht 
versiegelte Flächen (Buchstabe b), stärker versiegelte Flächen (Buchstabe c). 

 
Für eine Fläche, die im Amtlichen Liegenschaftskataster Informationssystem NRW (ALKIS) mit einer 
der folgenden Bezeichnungen (Spalte 1) und der entsprechenden Kennung sowie der Attributart 
„Funktion", „ohne Funktion", „Vegetationsmerkmal" oder „Art der Festlegung" (Spalte 3) 
eingetragen ist, wird nach Maßgabe der in Spalte 2 enthaltenen Begriffsbestimmung anstatt eines 
Gewichtungsfaktors gf = 1,  folgender Gewichtungsfaktor gf erhoben. Im Fall der Neubezeichnung 
der Nutzungsflächen in der Systematik des Amtlichen Liegenschaftskatasters  Informationssystem 
NRW (ALKIS) werden die Flächen den neuen Bezeichnungen zugeordnet, soweit damit keine 
Veränderung des Beitragsmaßstabes verbunden ist.   
 
 
 a) Leicht versiegelte Flächen:  
Gewichtungsfaktor gf = 2:  
Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung 

Attributart mit Wert 

1 2  3 
Flächen besonderer 
funktionaler 
Prägung  

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich 
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im 
Zusammenhang stehenden Freifläche, auf denen 
vorwiegend Gebäude und/oder Anlagen zur Erfüllung 
öffentlicher Zwecke oder historische Anlagen vorhanden 
sind. 

41007 

Historische Anlage  Historische Anlage ist eine Fläche mit historischen 
Anlagen, z.B. historische Stadtmauern und -türme, 
Denkmäler und Ausgrabungsstätten. 

Funktion 1300 

Sport-, Freizeit- und 
Erholungsfläche  

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestaltung 
oder der Erholung dient.  

41008 

Sportanlage  Sportanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und 
Einrichtungen, die zur Ausübung von (Wettkampf-)Sport 
und für Zuschauer bestimmt ist.  

Funktion 4100 

Golfplatz  Golfplatz ist eine Fläche mit Bauwerken und 
Einrichtungen, die zur Ausübung des Golfsports genutzt 
wird.  

Funktion 4110 

Verkehrsübungsplatz Verkehrsübungsplatz ist eine Fläche, die Übungs- und 
Erprobungszwecken dient.  

Funktion 4270 

Hundeübungsplatz Hundeübungsplatz ist eine Fläche, auf der Übungen mit 
Hunden durchgeführt werden. 

Funktion 4280 

Modellflugplatz Modellflugplatz ist eine Fläche, die zur Ausübung des 
Modellflugsports dient.  

Funktion 4290 

Schwimmbad, 
Freibad  

Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit 
Schwimmbecken oder Anlage an Ufern von Gewässern für 
den Badebetrieb und Schwimmsport.  

Funktion 4320 
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Campingplatz Campingplatz ist eine Fläche für den Aufbau einer 
größeren Zahl von Zelten oder zum Abstellen und 
Benutzen von Wohnwagen mit ortsfesten Anlagen und 
Einrichtungen.  

Funktion 4330 

Grünanlage  Grünanlage ist eine Anlage mit Bäumen, Sträuchern, 
Rasenflächen, Blumenrabatten und Wegen, die vor allem 
der Erholung und Verschönerung des Stadtbildes dient.  

Funktion 4400 

Grünfläche  Grünfläche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfläche und 
Parkanlage in Städten und Siedlungen.  

Funktion 4410 

Park  Park ist eine landschaftsgärtnerisch gestaltete 
Grünanlage, die der Repräsentation und der Erholung 
dient.  

Funktion 4420 

Botanischer Garten  Botanischer Garten ist ein der Öffentlichkeit zugänglicher 
Garten zum Studium der Pflanzenwelt; systematisch 
geordnete Sammlung in Freiland und Gewächshäusern 
(Warmhäuser).  

Funktion 4430 

Kleingarten  Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von 
Gartengrundstücken, die von Vereinen verwaltet und 
verpachtet werden.  

Funktion 4440 

Spielplatz, Bolzplatz  Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz, an dem körperliche oder 
geistige Tätigkeit aus eigenem Antrieb ohne 
Zweckbestimmung ausgeübt wird. 

Funktion 4470 

Friedhof  Friedhof ist eine Fläche, auf der Tote bestattet sind.  41009 
    Ohne Funktion*) 
Friedhof (Park)  Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt ist. Funktion 9403 

Historischer Friedhof Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als historisch 
gilt.  

Funktion 9404 

Landwirtschaft  Landwirtschaft ist eine Fläche für den Anbau von 
Feldfrüchten sowie eine Fläche, die beweidet und gemäht 
werden kann, einschließlich der mit besonderen Pflanzen 
angebauten Fläche. Die Brache, die für einen bestimmten 
Zeitraum (z.B. ein halbes oder ganzes Jahr) 
landwirtschaftlich unverbaut bleibt, ist als Landwirtschaft 
oder Ackerland zu erfassen.  

43001 

Gartenland  Gartenland ist eine Fläche für den Anbau von Gemüse, 
Obst und Blumen sowie die Aufzucht von Kulturpflanzen, 
soweit sie von Saat-, Pflanz- oder Baumschulen genutzt 
wird.  

Vegetationsmerkmal 
1030 

Baumschule  Baumschule ist eine Fläche, auf der Holzgewächse aus 
Samen, Ablegern oder Stecklingen unter mehrmaligem 
Umpflanzen (Verschulen) gezogen werden.  

Vegetationsmerkmal 
1031 

Damm, Wall, Deich Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen 
Baustoffen bestehende langgestreckte Aufschüttung, die 
Vegetation tragen kann.  

61003 

Sonstiges Recht  Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden 
bezogenen Beschränkungen, Belastungen oder anderen 
Eigenschaften einer Fläche.  

71011 

Truppenübungsplatz, 
Standortübungsplatz  

Truppenübungsplatz, Standortübungsplatz ist ein 
Gelände zur militärischen Ausbildung.  

Art der Festlegung 
4720 
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b) Mitteldicht versiegelte Flächen:  
  Gewichtungsfaktor gf = 3,5  
Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung 

Attributart mit Wert 
1 2  3 

Industrie- und 
Gewerbefläche 

Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die 
vorwiegend industriellen oder gewerblichen 
Zwecken dient.  

41002 

Lagerplatz  Lagerplatz bezeichnet Flächen, auf denen inner- 
und außerhalb von Gebäuden wirtschaftliche Güter 
gelagert werden.  

Funktion 1740 

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage  

Betriebsfläche Versorgungsanlage bezeichnet eine 
Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude 
zur Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, 
Wärme und Wasser vorhanden sind.  

Funktion 2502 

Förderanlage  Förderanlage bezeichnet eine Fläche mit 
Einrichtungen zur Förderung von Erdöl, Erdgas, 
Sole, Kohlensäure oder Erdwärme aus dem 
Erdinneren.  

Funktion 2510 

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, 
Wasser  

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil 
von Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine 
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen 
zur Gewinnung und/oder zur Aufbereitung von 
Trinkwasser.  

Funktion 2522 

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, 
Elektrizität  

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist 
Teil von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine 
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen 
zur Erzeugung von elektrischer Energie.  

Funktion 2532 

Umspannstation  Umspannstation bezeichnet eine Fläche mit 
Gebäuden und sonstigen Einrichtungen, um Strom 
auf eine andere Spannungsebene zu 
transformieren.  

Funktion 2540 

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, Öl  

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von 
Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur 
Aufbereitung von Erdöl.  

Funktion 2552 

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, Gas  

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von 
Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur 
Aufbereitung von Gas. 

Funktion 2562 

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, 
Wärme  

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil 
von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur 
Erzeugung von Wärmeenergie zu Heizzwecken.  

Funktion 2572 

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, Funk-
und Fernmeldewesen  

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- und 
Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und 
Fernmeldeanlage. Funk- und Fernmeldeanlage 
bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 

Funktion 2582 
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Anlagen und Gebäude zur elektronischen 
Informationsvermittlung stehen.  

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage ist Teil von 
Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
Verwertung und Entsorgung von Abwasser und 
festen Abfallstoffen vorhanden sind.  

Funktion 2602 

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage, 
Abwasserbeseitigung  

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, 
Abwasserbeseitigung, ist Teil von Kläranlage, 
Klärwerk. Kläranlage, Klärwerk bezeichnet eine 
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen 
zur Reinigung von Abwasser.  

Funktion 2612 

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage, 
Abfallbeseitigung  

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, 
Abfallbeseitigung, ist Teil von 
Abfallbehandlungsanlage. 
Abfallbehandlungsanlage bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf 
der Abfälle mit chemisch/physikalischen und 
biologischen oder thermischen Verfahren oder 
Kombinationen dieser Verfahren behandelt werden.  

Funktion 2622 

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage, 
Schlamm  

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist 
Teil von Abfallbehandlungsanlage. 
Abfallbehandlungsanlage bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf 
der Abfälle mit chemisch/physikalischen und 
biologischen oder thermischen Verfahren oder 
Kombinationen dieser Verfahren behandelt werden.  

Funktion 2623 

Deponie (oberirdisch)  Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fläche, auf 
der oberirdisch Abfallstoffe gelagert werden. Es 
wird die durch eine Abgrenzung erkennbare 
Betriebsfläche erfasst. Sie muss nicht mit der 
Böschungskante übereinstimmen.  

Funktion 2630 

Deponie (untertägig)  Deponie (untertägig) bezeichnet eine oberirdische 
Betriebsfläche, unter der Abfallstoffe eingelagert 
werden (Untertagedeponie). Deponie (untertägig) 
grenzt bis an die Oberfläche. In der Regel wird nur 
die Fläche des Einfuhrschachts für Deponie 
(untertägig) erfasst.  

Funktion 2640 

Halde Halde ist eine Fläche, auf der Material langfristig 
gelagert wird, und beschreibt die auch im Relief zu 
modellierende tatsächliche Aufschüttung. 
Aufgeforstete Abraumhalden werden als Objekte 
der Objektart Wald erfasst.  

41003 

Tagebau, Grube, 
Steinbruch 

Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Fläche, auf der 
oberirdisch Bodenmaterial abgebaut wird. 
Rekultivierte Tagebaue, Gruben, Steinbrüche 
werden als Objekte entsprechend der vorhandenen 
Nutzung erfasst.  

41005 
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Straßenverkehr  Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage 
Straße erforderlichen sowie dem Straßenverkehr 
dienenden bebauten und unbebauten Flächen.  

42001 

  
Ohne Funktion*) 

Verkehrsbegleitfläche 
Straße 

Verkehrsbegleitfläche Straße bezeichnet eine 
bebaute oder unbebaute Fläche, die einer Straße 
zugeordnet wird. Die Verkehrsbegleitfläche Straße 
ist nicht Bestandteil der Fahrbahn.  

Funktion 2312 

Fußgängerzone  Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr 
vorbehaltener Bereich, in dem ausnahmsweise 
öffentlicher Personenverkehr, Lieferverkehr oder 
Fahrradverkehr zulässig sein kann.  

Funktion 5130 

Weg  Weg umfasst alle Flächen, die zum Befahren 
und/oder Begehen vorgesehen sind. Zum Weg 
gehören auch Seitenstreifen und Gräben zur 
Wegentwässerung.  

42006 

  
Ohne Funktion*) 

Fußweg Fußweg ist ein Weg, der auf Grund seines 
Ausbauzustandes nur von Fußgängern zu begehen 
ist.  

Funktion. 5220 

Radweg  Radweg ist ein Weg, der als besonders 
gekennzeichneter und abgegrenzter Teil einer 
Straße oder mit selbständiger Linienführung für den 
Fahrradverkehr bestimmt ist.  

Funktion 5240 

Rad- und Fußweg  Rad- und Fußweg ist ein Weg, der als besonders 
gekennzeichneter und abgegrenzter Teil einer 
Straße oder mit selbständiger Linienführung 
ausschließlich für den Fahrrad- und 
Fußgängerverkehr bestimmt ist.  

Funktion 5250 

Platz  Platz ist eine Verkehrsfläche in Ortschaften oder 
eine ebene, befestigte oder unbefestigte Fläche, die 
bestimmten Zwecken dient (z.B. für Verkehr, 
Märkte, Festveranstaltungen).  

42009 

  
Ohne Funktion*) 

Fußgängerzone  Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr 
vorbehaltener Bereich, in dem ausnahmsweise 
öffentlicher Personenverkehr, Lieferverkehr oder 
Fahrradverkehr zulässig sein kann.  

Funktion 5130 

Parkplatz Parkplatz ist eine zum vorübergehenden Abstellen 
von Fahrzeugen bestimmte Fläche.  

Funktion 5310 

Rastplatz  Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder 
Rasten der Verkehrsteilnehmer mit unmittelbarem 
Anschluss zur Straße ohne Versorgungseinrichtung, 
ggf. mit Toiletten.  

Funktion 5320 

Raststätte Raststätte ist eine Anlage an Verkehrsstraßen mit 
Bauwerken und Einrichtungen zur Versorgung und 
Erholung von Reisenden.  

Funktion 5330 

Marktplatz  Marktplatz ist eine Fläche, auf dem Wochenmärkte 
abgehalten werden.  

Funktion 5340 
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Festplatz  Festplatz ist eine Fläche, auf der zeitlich begrenzte 
Festveranstaltungen stattfinden.  

Funktion 5350 

Bahnverkehr  Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr 
erforderlichen Flächen. 

42010 

  
Ohne Funktion*)  

Flächen von Bahnverkehr sind 
- der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; 

bestehend aus Dämmen oder Einschnitten und 
deren kleineren Böschungen, Durchlässen, 
schmalen Gräben zur Entwässerung, 
Stützmauern, Unter- und Überführung, Seiten- 
und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken, 

- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und 
unbebaute Flächen (z.B. Böschungsflächen).  

 

Verkehrsbegleitfläche 
Bahnverkehr  

Verkehrsbegleitfläche Bahnverkehr bezeichnet eine 
bebaute oder unbebaute, an den Bahnkörper 
angrenzende Fläche, die dem Schienenverkehr 
dient.  

Funktion 2322 

Flugverkehr  Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche 
und die mit ihr in Zusammenhang stehende 
Freifläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem 
Flugverkehr dient.  

42015 

  
Ohne Funktion*) 

Schiffsverkehr  Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche 
und die mit ihr in Zusammenhang stehende 
Freifläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem 
Schiffsverkehr dient. 

42016 

  
Ohne Funktion*) 

Hafenanlage (Landfläche) Hafenanlage (Landfläche) bezeichnet die Fläche 
innerhalb des Hafens, die nicht von Wasser bedeckt 
ist und die ausschließlich zum Betrieb des Hafens 
dient.  

Funktion 5610 

Schleuse (Landfläche) Schleuse (Landfläche) bezeichnet die Fläche 
innerhalb der Schleuse, die nicht von Wasser 
bedeckt ist und die ausschließlich zum Betrieb der 
Schleuse dient. 

Funktion 5620 

Anlegestelle (Landfläche) Anlegestelle (Landfläche) umfasst mehr als den 
überlagernden landseitigen Anleger, der eine feste 
oder schwimmende Einrichtung zum Anlegen von 
Schiffen ist.  

Funktion 5630 

Fähranlage (Landfläche)  Fähranlage (Landfläche) ist eine besondere 
Landfläche, von der in der Regel nach festem 
Fahrplan über Flüsse, Seen, Kanäle, Meerengen 
oder Meeresarme ein Schiffsverkehr stattfindet.  

Funktion 5640 

Unland, Vegetationslose 
Fläche  

Unland, Vegetationslose Fläche ist eine Fläche, die 
dauerhaft landwirtschaftlich nicht genutzt wird, wie 
z.B. nicht aus dem Geländerelief herausragende 
Felspartien, Sand- oder Eisflächen, Uferstreifen 
längs von Gewässern und Sukzessionsflächen. 

43007 
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 c) Stärker versiegelte Flächen:  
Gewichtungsfaktor gf = 5 
Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung 

Attributart mit Wert 

1 2  3 
Wohnbaufläche  Wohnbaufläche ist eine baulich geprägte Fläche 

einschließlich der mit ihr im Zusammenhang 
stehenden Freiflächen (Vorgärten, Ziergärten, 
Zufahrten, Stellplätze und Hofraumflächen), die 
ausschließlich oder vorwiegend dem Wohnen dient. 

41001 

Industrie- und 
Gewerbefläche 

Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die 
vorwiegend industriellen oder gewerblichen 
Zwecken dient.  

41002 

Handel und 
Dienstleistungen  

Handel und Dienstleistung bezeichnet eine Fläche, 
auf der vorwiegend Gebäude stehen, in denen 
Handels- und/oder Dienstleistungsbetriebe ansässig 
sind.  

Funktion 1400 

Ausstellung, Messe  Ausstellung, Messe bezeichnet eine Fläche mit 
Ausstellungshallen und sonstigen Einrichtungen zur 
Präsentation von Warenmustern.  

Funktion 1450 

Gärtnerei  Gärtnerei bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden, 
Gewächshäusern und sonstigen Einrichtungen zur 
Aufzucht von Blumen und Gemüsepflanzen. 
Baumschulen werden als Objekte der Objektart 
Landwirtschaft erfasst.  

Funktion 1490 

Industrie und Gewerbe  Industrie und Gewerbe bezeichnet Flächen, auf 
denen vorwiegend Industrie- und Gewerbebetriebe 
vorhanden sind. Darin sind Gebäude- und 
Freiflächen und die Betriebsfläche Lagerplatz 
enthalten.  

Funktion 1700 

Werft  Werft ist eine Betriebsfläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zum Bau oder zur Reparatur 
von Schiffen.  

Funktion 1790 

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage  

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage 
bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen 
und Gebäude zur Versorgung der Allgemeinheit mit 
Elektrizität, Wärme und Wasser vorhanden sind.  

Funktion 2501 

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, 
Wasser  

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, 
Wasser, ist Teil von Wasserwerk. Wasserwerk 
bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen zur Gewinnung und/oder zur 
Aufbereitung von (Trink-)Wasser.  

Funktion 2521 

Gewässerbegleitfläche  Gewässerbegleitfläche bezeichnet eine bebaute 
oder unbebaute Fläche, die einem Fließgewässer 
zugeordnet wird. Die Gewässerbegleitfläche ist 
nicht Bestandteil der Gewässerfläche.  

Funktion 1100 



78. Jahrgang Nummer 25 | Donnerstag, 22. Juni 2023 Seite 240

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T

 

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, 
Elektrizität  

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, 
Elektrizität, ist Teil von Kraftwerk. Kraftwerk 
bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen zur Erzeugung von elektrischer 
Energie.  

Funktion 2531 

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage Öl  

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Öl, ist 
Teil von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur 
Aufbereitung von Erdöl.  

Funktion 2551 

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, Gas  

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Gas, 
ist Teil von Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine 
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen 
zur Aufbereitung von Gas.  

Funktion 2561 

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, 
Wärme  

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, 
Wärme, ist Teil von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet 
eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen zur Erzeugung von Wärmeenergie zu 
Heizzwecken.  

Funktion 2571 

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, 
Funk- und 
Fernmeldewesen  

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Funk- 
und Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und 
Fernmeldeanlage. Funk- und Fernmeldeanlage 
bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen 
und Gebäude zur elektronischen 
Informationsvermittlung stehen.  

Funktion 2581 

Gebäude- und Freifläche 
Entsorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage ist Teil 
von Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, 
auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
Verwertung und Entsorgung von Abwasser und 
festen Abfallstoffen vorhanden sind.  

Funktion 2601 

Gebäude- und Freifläche 
Entsorgungsanlage, 
Abwasserbeseitigung  

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, 
Abwasserbeseitigung, ist Teil von Kläranlage, 
Klärwerk. Kläranlage, Klärwerk bezeichnet eine 
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen 
zur Reinigung von Abwasser.  

Funktion 2611 

Gebäude- und Freifläche 
Entsorgungsanlage, 
Abfallbeseitigung  

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, 
Abfallbeseitigung, ist Teil von 
Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage 
bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen, auf der Abfälle mit 
chemisch/physikalischen und biologischen oder 
thermischen Verfahren oder Kombinationen dieser 
Verfahren behandelt werden.  

Funktion 2621 

Fläche gemischter 
Nutzung  

Fläche gemischter Nutzung ist eine bebaute Fläche 
einschließlich der mit ihr im Zusammenhang 
stehenden Freifläche (Hofraumfläche, Hausgarten), 
auf der keine Art der baulichen Nutzung vorherrscht. 
Solche Flächen sind insbesondere ländlich-dörflich 
geprägte Flächen mit Land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, Wohngebäuden u.a. 

41006 
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Gebäude- und Freifläche 
Land- und Forstwirtschaft  

Gebäude- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft 
ist eine Fläche, die der Land- und Forstwirtschaft 
dient.  

Funktion 2700 

Flächen besonderer 
funktionaler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine 
baulich geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im 
Zusammenhang stehenden Freifläche, auf denen 
vorwiegend Gebäude und/oder Anlagen zur 
Erfüllung öffentlicher Zwecke oder historische 
Anlagen vorhanden sind.  

41007 

Öffentliche Zwecke Öffentliche Zwecke bezeichnet eine Fläche, die der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben und der 
Allgemeinheit dient.  

Funktion 1100 

Verwaltung  Verwaltung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude der öffentlichen Verwaltung, 
z.B. Rathaus, Gericht, Kreisverwaltung stehen.  

Funktion 1110 

Bildung und Forschung Bildung und Forschung bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Gebäude stehen, in denen geistige, 
kulturelle und soziale Fähigkeiten vermittelt werden 
und/oder wissenschaftliche Forschung betrieben 
wird (z.B. Schulen, Universitäten, 
Forschungsinstitute).  

Funktion 1120 

Kultur  Kultur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Anlagen und Gebäude für kulturelle Zwecke, z.B. 
Konzert- und Museumsgebäude, Bibliotheken, 
Theater, Schlösser und Burgen sowie Rundfunk- und 
Fernsehgebäude stehen.  

Funktion 1130 

Religiöse Einrichtung Religiöse Einrichtung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend religiöse Gebäude stehen.  

Funktion 1140 

Gesundheit, Kur  Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude des Gesundheitswesens 
stehen, z.B. Krankenhäuser, Heil- und 
Pflegeanstalten.  

Funktion 1150 

Soziales  Soziales bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude des Sozialwesens stehen, z.B. Kindergärten, 
Jugend- und Senioreneinrichtungen, Freizeit-, 
Fremden- und Obdachlosenheime.  

Funktion 1160 

Sicherheit und Ordnung  Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Anlagen und Gebäude der Polizei, 
der Bundeswehr, der Feuerwehr und der 
Justizvollzugsbehörden stehen.  

Funktion 1170 

Parken Parken bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Anlagen und Gebäude zum vorübergehenden 
Abstellen von Fahrzeugen stehen.  

Funktion 1200 

Sport-, Freizeit- und 
Erholungsfläche  

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute 
oder unbebaute Fläche, die dem Sport, der 
Freizeitgestaltung oder der Erholung dient.  

41008 

Gebäude- und Freifläche 
Sport, Freizeit, Erholung  

Gebäude- und Freifläche Sport, Freizeit, Erholung, ist 
eine bebaute Fläche, die dem Sport, der 
Freizeitgestaltung oder der Erholung dient.  

Funktion 4001 
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Freizeitanlage  Freizeitanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und 
Einrichtungen, die zur Freizeitgestaltung bestimmt 
ist.  

Funktion 4200 

Zoo  Zoo ist ein Gelände mit Tierschauhäusern und 
umzäunten Gehegen, auf dem Tiere gehalten und 
gezeigt werden.  

Funktion 4210 

Safaripark, Wildpark  Safaripark, Wildpark, ist ein Gelände mit umzäunten 
Gehegen, in denen Tiere im Freien gehalten und 
gezeigt werden. 

Funktion 4220 

Freizeitpark Freizeitpark ist ein Gelände mit Karussells, Verkaufs- 
und Schaubuden und/oder Wildgattern, das der 
Freizeitgestaltung dient.  

Funktion 4230 

Freilichttheater Freilichttheater ist eine Anlage mit Bühne und 
Zuschauerbänken für Theateraufführungen im 
Freien.  

Funktion 4240 

Freilichtmuseum  Freilichtmuseum ist eine volkskundliche 
Museumsanlage, in der Wohnformen oder 
historische Betriebsformen in ihrer natürlichen 
Umgebung im Freien dargestellt werden.  

Funktion 4250 

Autokino, Freilichtkino  Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im 
Freien, in dem der Film im Allgemeinen vom Auto 
aus angesehen wird.  

Funktion 4260 

Erholungsfläche Erholungsfläche ist eine Fläche mit Bauwerken und 
Einrichtungen, die zur Erholung bestimmt ist.  

Funktion 4300 

Wochenend- und 
Ferienhausfläche 

Wochenend- und Ferienhausfläche bezeichnet eine 
extra dafür ausgewiesene Fläche, auf der 
vorwiegend Wochenend- und Ferienhäuser stehen 
dürfen.  

Funktion 4310 

Straßenverkehr  Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage 
Straße erforderlichen sowie dem Straßenverkehr 
dienenden bebauten und unbebauten Flächen.  

42001 

Gebäude- und Freifläche 
zu Verkehrsanlagen, 
Straße 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, 
Straße, ist eine Fläche, die der Abwicklung und 
Sicherheit des Verkehrs sowie der Unterhaltung der 
Verkehrsfläche dient.  

Funktion 2311 

Bahnverkehr  Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr 
erforderlichen Flächen.  

42010 

 
Flächen von Bahnverkehr sind  
- der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend 

aus Dämmen oder Einschnitten und deren 
kleineren Böschungen, Durchlässen, schmalen 
Gräben zur Entwässerung, Stützmauern, Unter- 
und Überführung, Seiten- und Schutzstreifen) 
mit seinen Bahnstrecken,  

- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und 
unbebaute Flächen (z.B. Böschungsflächen).  

 

Gebäude- und Freifläche 
zu Verkehrsanlage, 
Schiene 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlage, 
Schiene, dient der Abwicklung und Sicherheit des 
Verkehrs sowie der Unterhaltung der 
Verkehrsfläche.  

Funktion 2321 
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Flugverkehr  Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und 
die mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, 
die ausschließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr 
dient.  

42015 

Gebäude- und Freifläche 
zu Verkehrsanlage, 
Luftfahrt 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, 
Luftfahrt, ist eine besondere Flugverkehrsfläche.  

Funktion 5501 

Schiffsverkehr  Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche 
und die mit ihr in Zusammenhang stehende 
Freifläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem 
Schiffsverkehr dient. 

42016 

Gebäude- und Freifläche 
zu Verkehrsanlagen, 
Schifffahrt 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, 
Schifffahrt, ist eine Fläche, die dem Schiffsverkehr 
dient.  

Funktion 2341 

*)  Diese Objektarten sind auch ohne Funktionsbelegung auszuwerten  
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Genehmigung der Aufsichtsbehörde

Die Satzungsneufassung des Wasser- und Bodenverbandes der 
Mittleren	 Niers	 zum	 01.01.1996	 und	 alle	 darauffolgenden	 Sat-
zungsänderungen	 sind	 nicht	 ordnungsgemäß	 bekannt	 gemacht	
worden. Diese Formfehler wurden im Rahmen der Satzungsände-
rung zum 01.01.2016 geheilt.

Der Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes der Mittleren 
Niers hat nun mehr am 26.08.2022 die vorstehende Änderungs-
satzung zur Verbandssatzung des Wasser- und Bodenverbandes 
der Mittleren Niers beschlossen.  
Die Änderungssatzung entspricht den gesetzlichen Bestimmun-
gen	und	wird	hiermit	gemäß	§	58	Abs.	2	des	Gesetzes	über	Was-
ser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz – WVG) vom 
12.02.1991 (BGBl. I S. 405) aufsichtsbehördlich genehmigt.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehend genehmigte Änderungssatzung zur Verbandssat-
zung des Wasser- und Bodenverbandes der Mittleren Niers wird 
hiermit	gemäß	§§	58,	67	WVG	und	§	13	des	Ausführungsgesetzes	
zum WVG für das Land Nordrhein-Westfalen (NRW AGWVG) vom 
07.03.1995	(GV	NW	S.	248)	öffentlich	bekannt							gemacht.	
Sie	tritt	am	Tag	nach	der	zeitlich	letzten	öffentlichen	Bekanntma-
chung der beteiligten Kreise Viersen, Kleve und dem Rhein-Kreis-
Neuss	in	Kraft.	Aus	Gründen	der	Rechtsicherheit	wurden	ebenfalls	
die	Städte	Krefeld	und	Mönchengladbach	beteiligt	und	zur	öffent-
lichen Bekanntmachung aufgefordert. 

Viersen, den 07.06.2023
Der Landrat  
als untere staatliche Verwaltungsbehörde
gez.
Dr. Andreas Coenen 

Abl. Krs. Vie. 17/2023, S. 20

ALLGEMEINVERFÜGUNG ZUR 
UMSETZUNG DER BEKANNTMACHUNG 
DES BUNDESMINISTERIUMS FÜR 
GESUNDHEIT (BMG) NACH § 79 ABS. 5 
ARZNEIMITTELGESETZ (AMG) 
VOM 19. 4. 2023 (BANZ AT 25.04.2023 
B4) BEZÜGLICH DES VERSORGUNGS-
MANGELS DER BEVÖLKERUNG MIT 
ANTIBIOTIKAHALTIGEN SÄFTEN 
FÜR KINDER
Die folgende Allgemeinverfügung ergeht auf Grundlage von § 79 
Abs. 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) vom 12. Dezember 2005 
(BGBI. I S. 3394) in der z. Z. geltenden Fassung i. V. m. § 1 Abs. 
2 Nr. 3a der Verordnung über die Zuständigkeiten im Humanarz-
neimittel-, Medizinprodukte- und Apothekenwesen sowie auf dem 

Gebiet des Schutzes vor nichtionisierender Strahlung bei der An-
wendung am Menschen vom 25. Januar 2022 (GV. NRW. S. 100) in 
der z. Z. geltenden Fassung sowie der Bekanntmachung des Bun-
desministeriums für Gesundheit (BMG) vom 19. April 2023 (Banz 
AT 25.04.2023 B4).

Allgemeinverfügung

Regelungen

Die	Regelungen	dieser	Allgemeinverfügung	gelten	für	öffentliche	
Apotheken, die ihren Sitz im Gebiet der kreisfreien Stadt Krefeld 
haben. 

I. Gestattung

Den	öffentlichen	Apotheken	 im	Gebiet	der	kreisfreien	Stadt	Kre-
feld wird in Bezug auf in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
zugelassene	 antibiotikahaltige	Säfte	 für	 Kinder	 folgende	 Abwei-
chung von § 73 Abs. 3 Nr. 1 AMG gestattet:

 » Die	Bestellung	der	betreffenden	Arzneimittel	durch	die	Apo-
theken kann erfolgen, ohne dass der jeweiligen Apotheke 
zu diesem Zeitpunkt eine Bestellung einer einzelnen Person 
und	 eine	 Verschreibung	 für	 das	 betreffende	 Arzneimittel	
vorliegen.

 » Eine	Bevorratung	der	betreffenden	Arzneimittel	kann	in	an-
gemessenem Umfang bis zu einem 4-Wochenvorrat, zur Si-
cherstellung	einer	ordnungsgemäßen	Versorgung	der	Kun-
den der Apotheke, erfolgen.

 » Diese Ausnahme gilt nur für Arzneimittel, die aus Mitglied-
staaten der Europäischen Union oder anderen Vertragsstaa-
ten	 des	 Abkommens	 über	 den	 Europäischen	 Wirtschafts-
raum bezogen werden.

Die weiteren Vorgaben des § 73 Abs. 3 AMG bleiben unberührt.

Die nach § 18 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) in jedem Fall 
der Verbringung aufzuzeichnenden Angaben sind durch die Apo-
theke vorzuhalten und auf Verlangen der zuständigen Aufsichts-
behörde unverzüglich bereitzustellen. 

Hinweis:

Die Beratungspflichten, die sich aus § 20 Apothekenbetriebsord-
nung (ApBetrO) ergeben, sind zu beachten.

II. Geltungsdauer

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in 
Kraft.	

Die	Gestattung	gilt	bis	einschließlich	31.12.2023.	

Sollte das Bundesministerium für Gesundheit bereits zuvor fest-
stellen, dass ein Versorgungsmangel oder eine bedrohliche über-
tragbare Krankheit im Sinne des § 79 Abs. 5 AMG nicht mehr vor-
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liegt, endet diese Gestattung mit dem Zeitpunkt der Feststellung 
und	Bekanntmachung.	Maßgebend	ist	der	Tag	nach	der	entspre-
chenden	öffentlichen	Bekanntmachung	des	Bundesministeriums	
für Gesundheit im Bundesanzeiger.

Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit ganz oder teilweise wi-
derrufen oder mit Nebenbestimmungen versehen werden.

Begründung

Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesministeriums 
für Gesundheit nach § 79 Abs. 5 Satz 5 AMG liegt durch die Be-
kanntmachung	im	Bundesanzeiger	vom	19.04.2023	veröffentlicht	
am 25.04.2023 (BAnz AT 25.04.2023 B4) vor. Konkret hat das BMG 
folgendes festgestellt: 

„Auf Grund des § 79 Absatz 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) 
macht das Bundesministerium für Gesundheit bekannt:
Derzeit besteht nach Mitteilung des Bundesinstituts für Arz-
neimittel und Medizinprodukte in Deutschland ein Versor-
gungsmangel	mit	 antibiotikahaltigen	Säften	 für	 Kinder.	 Bei	
antibiotikahaltigen	Arzneimitteln	in	Form	von	Säften	handelt	
es sich um Arzneimittel, die zur Vorbeugung oder Behand-
lung lebensbedrohlicher Erkrankungen eingesetzt werden. 
Für	diese	Arzneimittel	steht	oftmals	keine	alternative	gleich-
wertige Arzneimitteltherapie zur Verfügung. Diese Feststel-
lung ermöglicht es den zuständigen Behörden der Länder, 
nach	Maßgabe	des	§	79	Absatz	5	und	6	AMG	im	Einzelfall	ein	
befristetes Abweichen von den Vorgaben des AMG zu gestat-
ten. Das Bundesministerium für Gesundheit wird bekannt 
machen, wenn der Versorgungsmangel nicht mehr vorliegt.“

Durch diese Allgemeinverfügung wird der legitime Zweck erreicht, 
die	Versorgung	der	Bevölkerung	mit	antibiotikahaltigen	Säften	für	
Kinder	 sicherzustellen.	 Die	 getroffene	 Maßnahme	 ist	 geeignet,	
da	den	Apotheken	eine	weitere	Möglichkeit	zur	Beschaffung	und	
Bevorratung	entsprechender	Arzneimittel	eröffnet	wird.	Die	Maß-
nahme	 ist	auch	angemessen	und	auf	das	erforderliche	Maß	be-
grenzt, da sich diese Allgemeinverfügung darauf beschränkt, den 
Apotheken	die	Bestellung	der	betreffenden	Arzneimittel	ohne	vor-
liegende Bestellung einzelner Personen sowie eine Bevorratung 
bis zu einem Vierwochenbedarf aus EU- Ländern oder Staaten der 
EWR zu gestatten. Die weiteren Voraussetzungen des § 73 Abs. 3 
AMG	sind	einzuhalten.	Überdies	ist	die	Maßnahme	auf	den	Versor-
gungsmangel befristet und endet spätestens am 31.12.2023.

Der Widerrufsvorbehalt stützt sich auf § 36 Verwaltungsverfah-
rensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen und ermöglicht es 
der Behörde ggf. kurzfristig zu reagieren, wenn dies insbesondere 
aus Gründen der Arzneimittelsicherheit erforderlich sein sollte.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstraße	39	in	40213	Düsseldorf	erhoben	werden.	Die	Klage	
ist	schriftlich	oder	zur	Niederschrift	des	Urkundsbeamten	der	Ge-
schäftsstelle	zu	erheben.	

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben 

werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch	das	Gericht	geeignet	sein.	Es	muss	mit	einer	qualifizierten	
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem	sicheren	Übermittlungsweg	 gemäß	§	 55	 a)	 Absatz	 4	VwGO	
eingereicht werden. Die technischen Rahmenbedingungen für die 
Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht 
bestimmen	sich	nach	näherer	Maßgabe	der	Verordnung	über	die	
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 
(BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsan-
walt,	eine	Behörde	oder	eine	juristische	Person	des	öffentlichen	
Rechts	einschließlich	der	von	 ihr	zur	Erfüllung	 ihrer	öffentlichen	
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach 
§ 55 d) Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument übermittelt wer-
den. Dies gilt nach § 55 d Satz 2 VwGO auch für andere nach der 
VwGO vertretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer Über-
mittlungsweg nach § 55 a) Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur 
Verfügung steht. Ist eine Übermittlung aus technischen Gründen 
vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach allge-
meinen	Vorschriften	zulässig.	Die	vorübergehende	Unmöglichkeit	
ist	bei	der	Ersatzeinreichung	oder	unverzüglich	danach	glaubhaft	
zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument 
nachzureichen.

Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internet-
seite www.justiz.de.

gez. Frank Meyer
Oberbürgermeister
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KOMMUNALER ORDNUNGSDIENST

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 
116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 
0 18 05 - 04 41 00 montags, dienstags und don-
nerstags	von	19.00	Uhr	bis	7.00 Uhr,	mittwochs	
von 14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 
Uhr bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon  
0 18 05 - 98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 
bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
 mittwochs- und freitagsnachmittag von 
17.00 bis 19.00 Uhr,  montags, dienstags und 
donnerstags von 21.00 bis 22.00 Uhr.

TIERÄRZTLICHER DIENST
Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an  Feiertagen 
unter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

Feuer 112
Rettungsdienst/Notarzt 112
Krankentransport  1 92 22
Branddirektion  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation  
bei Unglücks- und Notfällen 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
 Nordrhein-Westfalen können im Internet 
 abgerufen werden unter: 
www.aknr.de
oder telefonisch unter der vom Festnetz 
 kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33

08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22

TELEFONSEELSORGE

NOTDIENSTE
Innung für Sanitär-Heizung-
Klima-Apparatebau Krefeld

23.06. – 25.06.2023  
Carl Lechner GmbH
Vinzenstraße	15
47799 Krefeld
80 62-0

30.06. – 02.07.2023  
Gerhard Küppers GmbH
Westpreußenstraße	23
47809 Krefeld 
52 76-0

Der Kommunale Ordnungsdienst ist Ansprechpart-
ner in Sachen Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit 
auf	Krefelder	Straßen,	Wegen	und	Plätzen.	
Er ist aktuell erreichbar 
montags bis donnerstags 
und sonntags von 8 bis 24 Uhr 
sowie freitags und samstags von 9 bis 1 Uhr
unter der Rufnummer 0 21 51 / 86 40 00
oder per E Mail unter KOD@krefeld.de
Außerhalb	dieser	Zeiten	ist	das	ComCenter	
der Polizei unter der Rufnummer 0 21 51 / 63 40 
zu kontaktieren.


